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US-WAHLEN 

2004
Diese Broschüre gibt einen allgemeinen 

Überblick über das amerikanische Wahlsys-
tem und spricht Leser an, die mit den amerika-
nischen Wahlverfahren und Traditionen nicht 
vertraut sind. Für “US-Wahlen 2004” haben 
wir sechs Experten – die meisten 
von ihnen Politikwissen-
schaftler – gebeten, we-
sentliche Aspekte der 
kommenden Wahlen 
einem internationalen 
Publikum zu erläu-
tern, das seine jeweili-
ge Regierung vielleicht auf 
eine andere Art wählt.

John F. Bibby eröffnet die Diskussion mit 
einer Betrachtung der Rolle der politischen 
Parteien im amerikanischen System. Partei-
en sind in der amerikanischen Verfassung von 
1789 nicht erwähnt. Sie haben sich jedoch seit 
ihrer Entstehung Anfang des 19. Jahrhunderts 
zu einem Stützpfeiler der amerikanischen De-
mokratie herausgebildet. Manche Beobachter 
sind der Auffassung, dass die Stabilität der 
amerikanischen Regierungsform zum großen 
Teil auf der Tatsache beruht, dass zwei Partei-
en seit über einem Jahrhundert dominieren.

Als Nächstes erklärt Stephen J. Wayne den 
langen Präsidentschaftswahlkampf und im 
Besonderen den Nominierungsprozess. Wie-
derum sind einige wichtige Elemente des ame-
rikanischen Systems – Nominierungsparteita-
ge und Vorwahlen – in der Verfassung nicht 
vorgesehen, sondern sind Ergebnisse histori-
scher Entwicklungen aus den Anfangsjahren 
der amerikanischen Republik. Michael W. 
Traugott beschreibt dann im Einzelnen, wie 
die Wahlinstitutionen Fairness gewährleisten, 
indem er die Verfahren der Wählererfassung, 
der Wahlzettelgestaltung und der Wahlaus-
zählung erläutert.

John H. Aldrich erinnert uns daran, dass es 
2004 um mehr geht, als nur um die Wahl eines 
Präsidenten. Alle 435 Sitze im Repräsentan-
tenhaus und ein Drittel der 100 Sitze im Se-
nat stehen zur Wahl. Außerdem werden über-
all in Amerika Gouverneure, Bürgermeister 

und Parlamente der Bundesstaaten gewählt. 
Noch interessanter werden die Wahlen, da im 
amerikanischen System eine Partei ins Weiße 
Haus einziehen und gleichzeitig eine andere 
die Kontrolle über eine oder beide Kammern 

des Kongresses übernehmen kann. 
Im Gegensatz zu parlamen-

tarischen Systemen wer-
den in den Vereinigten 
Staaten die Exekutive 
und Legislative unab-
hängig voneinander 

gewählt.
Schließlich untersuchen 

wir zwei Aspekte, die im mo-
dernen Wahlprozess entscheidend geworden 
sind: Meinungsumfragen und Wahlkampf-
finanzierungsgesetze. Meinungsforscher John 
Zogby vertritt die Ansicht, dass Meinungs-
umfragen den Kandidaten nützen können, 
um Themen zu bestimmen, die den Wählern 
wichtig sind; jedoch können sie falsch ange-
wandt und fehlinterpretiert werden, wenn man 
versucht, den Ausgang von Wahlen vorherzu-
sagen. Joseph E. Cantor liefert im Weiteren 
eine prägnante Erläuterung der komplizierten 
Gesetze, die Zuwendungen und Ausgaben bei 
amerikanischen Wahlen regeln – 607 Millio-
nen Dollar wurden allein bei der Präsident-
schaftswahl des Jahres 2000 ausgegeben. Bei 
der Regulierung des Wahlkampfs stoßen zwei 
Grundwerte der Amerikaner aufeinander: 
die Redefreiheit, wie sie im ersten Zusatz zur 
amerikanischen Verfassung garantiert ist, und 
die Gewährleistung eines fairen und offenen 
Kampfes für alle Kandidaten.

Wie mehrere unserer Autoren anmerken, 
ist das Markenzeichen des amerikanischen 
Wahlsystems seit Jahrhunderten seine grund-
legende Stabilität; eine Stabilität, die auch 
die Notwendigkeit von Modernisierung und 
Wandel berücksichtigt. Wir hoffen, dass die-
se Broschüre den Lesern aus aller Welt eine 
nützliche Orientierungshilfe sein wird, um den 
historischen Zusammenhang und die Beson-
derheiten des gegenwärtigen Wahlkampfs zu 
verstehen.
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A
Mittel, um Wählermassen zu mo-
bilisieren. Um dieses wesentliche 
Ziel zu verwirklichen, wurden 
Parteien als politische Instituti-
onen gegründet. Die amerikani-
schen Parteien entstanden so im 
Zuge dieser demokratischen Re-
volution, und sie waren in den 
30er Jahren des 19. Jahrhunderts 
bereits ein fester Bestandteil der 
politischen Landschaft.

Heute wird das politische Ge-
schehen völlig von der Republika-
nischen und der Demokratischen 
Partei beherrscht. Fast 60 Pro-
zent aller Amerikaner betrachten 
sich entweder als Republikaner 
oder Demokraten, und selbst die 
Unabhängigen beziehungsweise 
nicht Parteigebundenen tendieren 
normalerweise zu einer der Par-
teien und zeigen ein hohes Maß 
an Parteitreue. So stimmten zum 
Beispiel bei den fünf Präsident-
schaftswahlen zwischen 1980 
und 1996 75 Prozent der zu den 
Republikanern oder den Demo-
kraten tendierenden Unabhängi-
gen für den von ihrer favorisier-
ten Partei nominierten Präsident-
schaftskandidaten. Im Jahr 2000 
stimmten 79 Prozent der zu den 
Republikanern tendierenden Un-
abhängigen für den Republikaner 
George W. Bush, wohingegen 72 
Prozent der zu den Demokraten 
tendierenden Unabhängigen ihre 
Stimme für den Kandidaten der 
Demokraten, Al Gore, abgaben.

Der allgegenwärtige Einfluss 
der Parteien schließt auch die Re-
gierungspartei mit ein. Die bei-
den großen Parteien dominieren 
das Präsidentenamt, den Kon-
gress, die Gouverneursämter und 
die Parlamente der Bundesstaaten. 
Alle Präsidenten seit 1852 waren 
entweder Republikaner oder De-
mokraten, und in den Jahren nach 
dem Zweiten Weltkrieg entfie-
len auf die großen Parteien im 
Durchschnitt 94,8 Prozent der bei 
den Präsidentschaftswahlen abge-
gebenen Stimmen.

Nach den Wahlen zum Kon-
gress und den Kommunalwahlen 
im Jahr 2002 gab es unter den 
100 Mitgliedern des amerikani-
schen Senats nur einen einzigen 
unabhängigen Senator, und nur 2 
der 435 Abgeordneten des ameri-
kanischen Repräsentantenhauses 
waren unabhängig. Auf der Ebe-
ne der Bundesstaaten waren alle 
50 Gouverneure entweder Repub-
likaner oder Demokraten, und nur 
21 (0,003 Prozent) der über 7.300 

Abgeordneten in den Parlamen-
ten der Bundesstaaten waren we-
der Republikaner noch Demokra-
ten. Das Zweiparteiensystem be-
stimmt die Regierung sowohl auf 
der Ebene des Bundes als auch auf 
der der Bundesstaaten.

Obwohl die amerikanischen 
Parteien in ideologischer Hin-
sicht weniger in sich geschlossen 
und weniger programmatisch sind 
als die Parteien in vielen anderen 
Demokratien, prägen sie doch 
das politische Geschehen ent-
scheidend. Seit den Wahlen 1994 
zeigen sich bei den Republikanern 
und Demokraten im Kongress 
deutliche politische Unterschie-
de im Vergleich zur historischen 
Norm sowie ein ungewöhnlich 
hohes Maß an innerparteilicher 
Geschlossenheit. Die parteipo-
litischen Auseinandersetzungen 
zwischen den beiden Parteien 
werden im Kontext der alle zwei 
Jahre stattfindenden Kongress- 
und Senatswahlen ausgetragen, 
die das echte Potenzial zu einem 
parteipolitischen Machtwechsel 
in Repräsentantenhaus und Senat 
bergen. Die Kombination von po-
litischer Spaltung und intensivem 
Wettbewerb um die Kontrolle der 
Kammer hat in den letzten Jah-
ren zu einer äußerst aufgeheiz-
ten Atmosphäre parteipolitischer 
Konflikte im Senat und Reprä-
sentantenhaus geführt. Und im 
Vorfeld der Wahlen 2004 führen 
die Kongressabgeordneten beider 
Parteien und die Bewerber um 
die Nominierung als Präsident-
schaftskandidat der Demokraten 
ebenso wie die Bush-Administra-
tion eine Reihe von Schachzügen 
durch, um sich einen Vorteil bei 
den Wahlen zu verschaffen.

WARUM EIN 
ZWEIPARTEIENSYSTEM?

Eines der herausragendsten und 
beständigsten Merkmale des poli-
tischen Systems ist der Konkur-
renzkampf zwischen den beiden 
großen Parteien. Seit den sech-
ziger Jahren des 19. Jahrhunderts 
beherrschen Republikaner und 
Demokraten den Wahlkampf und 
die Politik. Diese konkurrenzlose 
Bilanz der Monopolisierung der 
Wahlkampfpolitik durch diesel-
ben beiden Parteien ist Ausdruck 
gewisser struktureller Eigenheiten 
des politischen Systems sowie be-
sonderer Merkmale der amerika-
nischen Parteien.

VON JOHN F. BIBBY

Unten: Spruchband 
der Grand National 

Republican Party von 
1880 mit den 
Porträts des 

(erfolgreichen) 
Präsidentschafts-

kandidaten 
General James A. 

Garfield und seines 
vorgeschlagenen 
Vizepräsidenten 

Chester A. Arthur

A
ls die Gründer der 
amerikanischen Repu-
blik 1787 die Verfas-
sung der Vereinigten 
Staaten ausarbeiteten, 

schufen sie eine staatliche Ord-
nung, in der Parteien keine Rolle 
spielten. Durch verschiedene ver-
fassungsrechtliche Bestimmungen 
– wie Gewaltenteilung, gegensei-
tige Kontrolle und gemeinsame 
Verantwortung von Kongress und 
Regierung (checks and balances), 
Föderalismus sowie die indirek-
te Wahl des Präsidenten durch 
ein Wahlmännerkollegium – ver-
suchten sie sogar, die politischen 
Parteien und Gruppierungen aus 
dem neuen Staatswesen heraus-
zuhalten. 

Trotz dieser Absichten der 
Gründer waren die Vereinigten 
Staaten 1800 das erste Land, in 
dem landesweit organisierte Par-
teien entstanden und die Regie-
rungsgewalt durch Wahlen von 
einer politischen Gruppierung auf 
die andere überging.

DAS ENTSTEHEN UND DIE 
VORMACHTSTELLUNG 
POLITISCHER PARTEIEN 

Das Entstehen politischer Par-
teien war eng verknüpft mit der 
Ausweitung des Wahlrechts, als 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
die Bindung des Stimmrechts an 
Grundbesitz entfiel. Angesichts 
der nun stark angewachsenen 
Wählerschaft benötigte man ein 

DIE POLITISCHEN 
PARTEIEN IN DEN 

VEREINIGTEN 
STAATEN

George Washington, 
Föderalist

(Präsident 1789-1797)
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In den Vereinigten Staaten gilt 
bei den Wahlen zu den gesetzge-
benden Organen des Bundes und 
der einzelnen Bundesstaaten das 
Mehrheitswahlrecht (single-mem-
ber district system) – das heißt, ge-
wählt ist, wer die Stimmenmehr-
heit (also die größte Anzahl von 
Stimmen in dem jeweiligen Wahl-
bezirk) auf sich vereinigt. Im Ge-
gensatz zum Verhältniswahlrecht 
kann nach dem Mehrheitswahl-
recht in jedem Wahlkreis immer 
nur eine Partei gewinnen. Dieses 
System stellt somit einen Anreiz 
dar, zwei Parteien mit einer brei-
ten Basis zu bilden, die dann für 
den Wähler attraktiv genug sind, 
in den Wahlkreisen Mehrheiten 
zu erzielen, wodurch kleinere Par-
teien oder eine dritte Partei prak-
tisch fortwährend zum Scheitern 
verurteilt sind – also kein Rezept 
für Langlebigkeit, es sei denn, sie 
schließen sich einer der großen 
Parteien an. Der Anschluss an 
eine der großen Parteien ist für 
die meisten kleineren Parteien je-
doch keine Alternative, weil alle 
außer einer Handvoll von Bundes-
staaten so genannte Fusionen ver-
bieten, bei denen der Bewerber für 
mehr als eine Partei kandidiert.

Ein weiterer institutioneller 
Anstoß in Richtung Zweipartei-
ensystem geht von dem System 
des Wahlmännerkollegiums für 
die Präsidentschaftswahl aus. 
Unter dem System des Wahl-
männerkollegiums wählen die 
Amerikaner technisch gesehen 
die Kandidaten für den Präsi-
dentschaftswahlkampf nicht di-
rekt. Stattdessen stimmen sie in 
jedem Bundesstaat für eine Kan-
didatenliste von „Wahlmännern“, 
die sich dem einen oder anderen 
Präsidentschaftskandidaten ver-
pflichtet haben. Um zum Präsi-
denten gewählt zu werden, benö-
tigt man die absolute Mehrheit der 
Stimmen der insgesamt 538 Wahl-
männer aus den 50 Bundesstaaten. 
Diese Bedingung macht es einer 
dritten Partei äußerst schwer, die 
Präsidentschaft zu erringen, weil 
die Wahlmännerstimmen der ein-
zelnen Bundesstaaten nach ei-
nem System vergeben werden, 
das dem Wahlsieger alle Stim-
men zuerkennt (winner-take-all). 
Das heißt, der Kandidat, der die 
Mehrheit der Stimmen in einem 
Bundesstaat erhält – selbst wenn 
es nur eine knappe Mehrheit ist 
– erhält alle Wahlmännerstimmen 
eines Bundesstaates. Ebenso wie 

das Mehrheitswahlrecht benach-
teiligt auch das Wahlmännerkolle-
gium dritte Parteien, denn sie ha-
ben kaum eine Chance, die Wahl-
männerstimmen eines Bundes-
staats zu bekommen, geschweige 
denn, genügend Staaten für die 
Wahl des Präsidenten hinter sich 
zu bringen.

Da die Republikaner und De-
mokraten den Staatsapparat kon-
trollieren, überrascht es auch 
nicht, dass sie noch weitere die 
großen Parteien begünstigende 
Wahlvorschriften geschaffen ha-
ben. Allein den Namen einer neu-
en Partei in einem Bundesstaat 
auf den Stimmzettel zu bringen, 
kann ein mühsames und kost-
spieliges Unterfangen sein. So ist 
zum Beispiel nach den Wahlzu-
lassungsbestimmungen des Bun-
desstaates North Carolina eine 
Petition mit 58.842 Unterschrif-
ten erforderlich, damit eine neue 
Partei die Namen ihrer Präsident-
schaftskandidaten überhaupt auf 
den Stimmzettel für die Wahlen 
2004 setzen kann. Daneben ge-
währt das Bundeswahlkampfge-
setz (Federal Election Campaign 
Act) den großen Parteien noch 
besondere Vergünstigungen, un-
ter anderem sehr viel mehr öf-
fentliche Gelder zur Finanzierung 
des Präsidentschaftswahlkampfes 
als es kleineren Parteien zur Ver-
fügung stellt – selbst denjenigen, 
die bei der letzten Wahl die 5-Pro-
zent-Hürde überschritten haben. 

Das charakteristische ameri-
kanische Nominierungsverfahren 
ist ein weiteres strukturbedingtes 
Hindernis für dritte Parteien. Un-
ter allen Demokratien dieser Welt 
sind die Vereinigten Staaten das 
einzige Land, in dem Vorwahlen 
zur Nominierung der Kandidaten 
der Parteien für Staatsämter in den 
Bundesstaaten und im Kongress 
abgehalten werden und wo in den 
einzelnen Bundesstaaten Vorwah-
len für die Präsidentschaftswahlen 
zur Nominierung der jeweiligen 
Präsidentschaftskandidaten statt-
finden. Bei dieser Art von Nomi-
nierungssystem wählt die Masse 
der Anhänger einer Partei in einer 
Vorwahl den von ihrer Partei für 
die allgemeine Wahl nominierten 
Kandidaten aus. In den meisten 
Ländern werden die Kandidaten 
von den Parteiorganisationen und 
deren Vorsitzenden aufgestellt. 
Aber in den Vereinigten Staaten 
liegt die Entscheidung darüber, 
wer von den Republikanern und 

Demokraten nominiert wird, letzt-
lich beim Wähler.

Dieses System trägt natürlich 
auch dazu bei, dass in den Ver-
einigten Staaten die internen Par-
teiorganisationen schwächer aus-
gebildet sind als in den meisten 
anderen demokratischen Staaten. 
Dieser auf Mitwirkung der Wäh-
ler angelegte Nominierungspro-
zess hat auch dazu beigetragen, 
dass Republikaner und Demo-
kraten seit 150 Jahren die Wahl-
kampfpolitik dominieren. Wenn 
sie bei den Vorwahlen von einer 
Partei nominiert werden, können 
auch Parteirebellen ihren Namen 
auf den Stimmzettel für die all-
gemeinen Wahlen setzen lassen, 
ohne dass sie dazu eine dritte Par-
tei gründen müssen und können so 
ihre Chancen auf einen Wahlsieg 
verbessern. Daher sind in beiden 
großen Parteien durch den Vor-
wahl- und Nominierungsprozess 
auch abweichende Meinungen 

vertreten, und Dissidenten stehen 
nicht vor der schwierigen Aufga-
be, eine dritte Partei zu gründen. 
Natürlich macht das System der 
Vorwahlen zur Nominierung der 
Kandidaten die beiden großen 
Parteien auch außerordentlich 
durchlässig, und gelegentlich wer-
den sie von einigen gesellschaft-
lichen „Randbewegungen“ und 
„Außenseiterkandidaten“ durch-
drungen.

   

Thomas Jefferson, 
Demokratisch-
Republikanische Partei 
(1801-1809)

Unten:
Spruchband der 
Grand National 
Democratic Party von 
1880 mit den Porträts 
der Präsidentschafts-
kandidaten dieser 
Partei.

John Adams, 
Föderalist
(1797-1801)
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BREITE BASIS IN DER 
WÄHLERSCHAFT UND 
POLITISCH IN DER MITTE 
ANGESIEDELT

Die amerikanischen Partei-
en finden breite Unterstützung 
in allen Gesellschaftsschichten. 
Mit Ausnahme der afroamerika-
nischen Wähler – von denen bei 
den Wahlen 2000 90 Prozent für 
den Präsidentschaftskandidaten 
der Demokraten stimmten – rekru-
tieren sowohl die Republikanische 
als auch die Demokratische Par-
tei erhebliche Teile ihrer Gefolg-
schaft aus praktisch allen wichti-
gen sozioökonomischen Gruppen 
der Gesellschaft. Obwohl man ge-
nerell davon ausgehen kann, dass 
beispielsweise Gewerkschafts-
mitglieder Demokraten wählen, 
können die Republikaner doch 
bei den meisten Wahlen damit 
rechnen, dass sie mindestens ein 
Drittel der Stimmen der Gewerk-
schaftsmitglieder erringen, und 
1984 erhielt die Partei 46 Prozent 
dieser Stimmen. Im Jahr 2000 
wählten 37 Prozent der Gewerk-
schaftsmitglieder die Republika-
nische Partei. Obwohl die Unter-
stützung für die Demokraten mit 

steigendem Einkommen 
normalerweise abnimmt, 
können demokratische 
Präsidentschaftskandida-
ten für gewöhnlich auch 
auf beträchtliche Unter-
stützung von Wählern 
der oberen Mittelklasse 
zählen. Im Jahr 2000 er-

hielt beispielsweise der Kan-
didat der Demokraten, Al 
Gore, 43 Prozent der Stim-
men von Wählern mit einem 
Jahreseinkommen von über 
100.000 Dollar.

Politische Parteien in den 
Vereinigten Staaten haben 
einen relativ geringen Grad 

an innerer Geschlossenheit 
und sind keine strikten Anhänger 
einer bestimmten Ideologie oder 
festen politischen Richtung. Viel-
mehr ging es ihnen immer in erster 
Linie darum, Wahlen zu gewinnen 
und die Führungspositionen im 
Staat zu kontrollieren. Da sie ihre 
Wähler aus allen sozioökonomi-
schen Schichten rekrutieren und 
sich innerhalb einer Gesellschaft 
bewegen müssen, die ideologisch 
im Wesentlichen in der Mitte an-

gesiedelt ist, vertreten die ameri-
kanischen Parteien vornehmlich 
eine Position der Mitte. Sie wei-
sen darüber hinaus auch ein ho-
hes Maß an politischer Flexibi-
lität auf. Dieser nichtdoktrinäre 
Ansatz erlaubt es Republikanern 
wie Demokraten, bei ihren Partei-
mitgliedern sehr unterschiedliche 
Meinungen zu tolerieren und hat 
dazu beigetragen, dass sie dritte 
Parteien und Protestbewegungen 
absorbieren konnten, wann im-
mer diese auftraten.

DEZENTRALISIERTE PARTEIEN
Man muss immer wieder beto-

nen, wie sehr die amerikanischen 
Parteien durch stark dezentrali-
sierte Machtstrukturen charakte-
risiert sind. Historisch gesehen 
kann bei der regierenden Partei 
der jeweilige Präsident nicht da-
von ausgehen, dass die Abgeord-
neten seiner Partei im Kongress 
sein Programm loyal unterstützen 
werden; ebenso wenig können 
die Parteiführer im Kongress er-
warten, dass die Mitglieder ihrer 
Partei bei der Abstimmung strikt 
der Parteilinie folgen. Innerhalb 
der Parteiorganisation operieren 
bei den Republikanern wie bei 
den Demokraten die Wahlkampf-
ausschüsse für die Kongress- und 
Senatswahlen (die aus den ge-
wählten Mitgliedern bestehen) 
völlig autonom von der auf die 
Präsidentschaft ausgerichteten 
nationalen Parteiführung – den 
nationalen Ausschüssen der Repu-
blikaner und Demokraten. Abge-
sehen von einem begrenzten Ein-
fluss auf die Verfahren zur Wahl 
der Delegierten zum Bundespar-
teitag mischen sich die nationalen 
Parteiorganisationen selten in die 
Angelegenheiten der Partei in den 
einzelnen Bundesstaaten ein.

Diese organisatorische Zersplit-
terung ist zum Teil auch die Folge 
der in der Verfassung verankerten 
Gewaltenteilung zwischen der Le-
gislative, Exekutive und Judikati-
ve der Regierung, wobei jede mit 
einem anderen Verfahren gewählt 
wird, unterschiedliche Amtszei-
ten hat und alle unabhängig von-
einander sind. Dieses System der 
Gewaltenteilung bietet den Abge-
ordneten nur wenig Anreiz, sich 
geschlossen hinter ihren Partei-
vorsitzenden zu stellen. Dies gilt 
allgemein, ob wir über die Kon-
gressabgeordneten und einen Prä-
sidenten aus ihrer eigenen Partei 
sprechen oder ähnliche Bezie-

hungen zwischen den Abgeord-
neten eines Bundesstaates und ei-
nem Gouverneur.

Der Verfassungsgrundsatz des 
föderalen Staatsaufbaus, der ein 
gestaffeltes System von Regie-
rungen auf Ebene des Bundes, der 
Bundesstaaten und der Kommu-
nen geschaffen hat, führt zu einer 
weiteren Dezentralisierung der 
Parteien, indem er Tausende von 
separaten Wahlkreisen – ebenfalls 
auf Ebene des Bundes, der Bun-
desstaaten und der Kommunen – 
schafft, jeder mit seinen eigenen 
Amtsträgern. Wie bereits erwähnt, 
schwächt auch die Durchführung 
von Vorwahlen zur Nominierung 
der Kandidaten die Parteiorgani-
sationen, denn sie haben so kei-
ne Möglichkeit, die Auswahl der 
Kandidaten zu kontrollieren. Die 
einzelnen Kandidaten werden da-
her dazu ermutigt, sich eine eigene 
Wahlkampforganisation und eine 
Anhängerschaft unter den Wäh-
lern aufzubauen, um zuerst die 
Vorwahlen und dann die allgemei-
nen Wahlen zu gewinnen. Selbst 
das Aufbringen von Spendengel-
dern für den Wahlkampf bleibt 
dem einzelnen Kandidaten im 
Wesentlichen selbst überlassen, 
da die Parteiorganisationen nor-
malerweise nur begrenzte Mittel 
zur Verfügung haben und häufig 
sehr strikte gesetzliche Auflagen 
einhalten müssen, was die Höhe 
der Gelder anbelangt, die sie ins-
besondere für Wahlkämpfe auf 
Bundesebene ausgeben können.

DIE VORBEHALTE DER 
AMERIKANER GEGENÜBER 
PARTEIEN

Obwohl sich eindrucksvoll 
belegen lässt, dass das Partei-
wesen im amerikanischen politi-
schen System durchaus eine Rolle 
spielt, ist das Misstrauen gegenü-
ber Parteien tief in der staatsbür-
gerlichen Kultur verwurzelt. Die 
Einführung des Vorwahlsystems 
zur Nominierung der Kongress-
kandidaten und der Kandidaten in 
den Bundesstaaten zu Beginn des 
20. Jahrhunderts sowie der starke 
Anstieg der Zahl der Vorwahlen 
für die Präsidentschaftswahl in 
jüngster Zeit, die zum ausschlag-
gebenden Faktor bei der Nomi-
nierung der Präsidentschaftskan-
didaten wurden, sind ein Beweis 

Von oben nach unten:
Plakat für die Kandidatur 
des Republikaners John 

Fremont und seines 
Vizekandidaten William 

Drayton von 1856. 
Deckblatt der Noten für 

den Republican Two-
Step, komponiert für den 

Präsidentschaftskandi-
daten William McKinley. 

Wahlposter der Republican 
Party mit Ulysses S. Grant 

und seinem Vizekandidaten 
Schuyler Colfax für die 

Wahl im Jahr 1868. 
Republikanisches Poster 

für die Wahl des Jahres 
1860 mit Abraham Lincoln 

und seinem Vizekandidaten 
Hannibal Hamlin. 

James Madison, 
Demokratisch-

Republikanische Partei
(1809-1817)
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für die parteifeindliche Stimmung 
innerhalb der Öffentlichkeit. Den 
Amerikanern behagt es nicht, dass 
die Leiter ihrer Parteiorganisati-
onen großen Einfluss auf ihre Re-
gierung ausüben. Meinungsum-
fragen belegen, dass große Teile 
der Wählerschaft glauben, Partei-
en würden eher zur Verwirrung als 
zur Klärung von Sachfragen bei-
tragen – und dass es besser wäre, 
wenn auf dem Stimmzettel gar 
keine Parteien aufgeführt wären.

Die amerikanischen Parteien 
operieren nicht nur in einem ih-
nen gegenüber nicht gerade auf-
geschlossenen kulturellen Klima, 
sie stehen auch vor dem Problem, 
dass eine beträchtliche Zahl von 
Wählern der persönlichen Iden-
tifizierung mit einer bestimmten 
Partei immer weniger Bedeutung 
beimisst. Bezeichnend für diese 
wenig ausgeprägte Parteibindung 
der Wähler ist das ticket-splitting, 
das heißt, man gibt seine Stimme 
bei derselben Wahl Kandidaten 
verschiedener Parteien. Im Jahr 
2000 stimmten so 20 Prozent der 
Wähler bei den Präsidentschafts-
wahlen und den Wahlen zum Re-
präsentantenhaus für Kandidaten 
verschiedener Parteien. Folg-
lich wurden 40 der Bezirke, die 
George W. Bush in den Präsident-
schaftswahlen gewann, gleichzei-
tig von demokratischen Kandida-
ten für das Repräsentantenhaus 
gewonnen.

Infolge der relativ schwachen 
Parteibindung der Amerikaner, 
einer beträchtlichen Anzahl von 
Wählern, die sich als parteilos be-
trachten, und der Tendenz vieler 
Wähler, ihre Stimme verschiede-
nen Kandidaten zu geben, ist die 
amerikanische Politik eher auf 
Kandidaten konzentriert als auf 
Parteien. Das heißt, die Kontrol-
le der Exekutive und der Legisla-
tive durch verschiedene Parteien 
ist sowohl in der Bundesregierung 
als auch in den 50 Bundesstaaten 
zu einer Alltäglichkeit geworden. 
In der Tat wurden seit 1980 nur 
in vier Jahren das Präsidentenamt 
und mindestens eine Kammer des 
Kongresses nicht von unterschied-
lichen Parteien kontrolliert. Nach 
den Wahlen von 2000 wurden 29 
Bundesstaaten (58 Prozent) von 
unterschiedlichen Parteien kon-
trolliert.

DRITTE PARTEIEN UND 
UNABHÄNGIGE KANDIDATEN

Wie aus der nachfolgenden 
Tabelle hervorgeht, traten in der 
amerikanischen Politik trotz der 
bereits erwähnten Hindernisse 
von Zeit zu Zeit dritte Parteien 
und unabhängige Kandidaten auf. 
Oft nahmen sie sich gesellschaft-
licher Themen an, die von den 
großen Parteien nicht aufgegrif-
fen wurden, brachten sie in die 
öffentliche Debatte ein – und auf 
die Tagesordnung der Regierung. 
Aber die meisten dritten Parteien 
hielten sich nur bei einer Wahl 
und verschwanden danach, wur-
den unbedeutend oder gingen in 
einer der großen Parteien auf. Seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts ist es 
nur einer neuen Partei gelungen, 
zu einer großen Partei zu wer-
den, nämlich den Republikanern. 
Damals spaltete das alles beherr-
schende moralische Thema der 
Sklaverei die Nation und bot so-
mit eine Gelegenheit, Kandidaten 
zu rekrutieren und die Wähler zu 
mobilisieren.

Obwohl die nachfolgende Ta-
belle nicht gerade Beweise für 
die langfristige Überlebensfähig-
keit dritter Parteien liefert, lässt 
sie doch die Schlussfolgerung zu, 
dass diese Parteien großen Ein-
fluss auf den Ausgang der Wah-
len haben können. So führte 1912 
die Kandidatur Theodore Roose-
velts für eine dritte Partei zu ei-
ner Aufspaltung der Stimmen der 
traditionellen Wähler der Repu-
blikaner, und dadurch gelang es 
dem Demokraten Woodrow Wil-
son, mit weniger als der Mehrheit 
der direkt abgegebenen Stimmen 
gewählt zu werden.

1992 zog die Kandidatur von 
Ross Perot Wähler an, die in den 
achtziger Jahren meist die Repu-
blikaner gewählt hatten und trug 
so zur Niederlage des amtieren-
den republikanischen Präsidenten 
George H.W. Bush bei. Bei der 
sehr knappen Wahl im Jahr 2000 
zwischen dem republikanischen 
Kandidaten George W. Bush und 
dem Demokraten Al Gore hätte 
Gore möglicherweise die Stim-
men der Wahlmänner des Staates 
Florida und damit die für das Ge-
winnen der Präsidentschaftswahl 
erforderliche Mehrheit der Wahl-
männerstimmen erhalten, wenn 
der Kandidat der Green Party, 
Ralph Nader, nicht auf den Wahl-
zetteln in Florida aufgeführt ge-
wesen wäre.

Meinungsumfragen seit den 
neunziger Jahren haben immer 
wieder ein hohes Maß an Unter-
stützung der Wähler für eine dritte 
Partei ergeben. Eine Meinungsum-
frage des Gallup-Instituts im Vor-
feld zu den Wahlen 2000 belegte, 
dass 67 Prozent der Amerikaner 
eine starke dritte Partei befürwor-
teten, die Gegenkandidaten zu den 
republikanischen und demokrati-
schen Nominierten für die Prä-
sidentschaftswahlen, die Wahlen 
zum Kongress und für Ämter in 
den Bundesstaaten aufstellt. Die-
se Einstellung sowie die enormen 
Summen, die er in den Wahlkampf 
steckte, ermöglichten es dem texa-
nischen Milliardär Ross Perot, bei 
den Präsidentschaftswahlen 1992 
19 Prozent der direkten Wähler-
stimmen zu erringen – den höchs-
ten Prozentsatz, den ein Kandidat 
auf sich vereinigen konnte, der 
keiner der großen Parteien ange-
hörte, seit Theodore Roosevelt 
(Progressive Party) 1912 27 Pro-
zent gewonnen hatte.

Trotz Hinweisen für eine poten-
zielle Unterstützung einer dritten 
Partei gibt es beträchtliche Hür-
den, die verhindern, dass eine 
dritte Partei die Präsidentschafts-
wahlen gewinnt oder selbst eine 
größere Anzahl von Senato-
ren oder Abgeordneten im 
Repräsentantenhaus stellen 
kann. Zusätzlich zu den be-
reits erwähnten, ist eines der 
Haupthindernisse die Furcht 
der Wähler, dass ihre Stimme 
praktisch „verloren“ ist, wenn 
sie diese dem Kandidaten ei-
ner dritten Partei geben. Man 
hat nachgewiesen, dass Wähler 
strategisch abstimmen und ihre 
Stimme ihrer zweiten Wahl ge-
ben, wenn sie das Gefühl haben, 
dass der Kandidat einer dritten 
Partei keine Aussichten auf den 
Sieg hat. So bewerteten 2000 bei-
spielsweise 15 Prozent der Wäh-
ler Ralph Nader in einer Umfrage 
vor der Wahl besser als George W. 
Bush oder Al Gore, aber Nader er-
hielt lediglich 2,7 Prozent der di-
rekten Stimmen. Ähnlich stimm-
ten 1992 21 Prozent der Wähler, 
die Ross Perot an erster Stelle 
genannt hatten, bei der tatsäch-
lichen Stimmabgabe für andere 
Kandidaten.

Von oben nach unten:
Plakat aus dem Jahr 1868 
für die demokratischen 
Präsidentschafts- und 
Vizepräsidentschaftskandi-
daten, Horatio Seymour und 
Frank Blair. Ein Wahlposter 
für die demokratischen 
Kandidaten General George 
McClellan und seinen 
Vizekandidaten George 
Pendleton, ca. 1864. Poster 
für den demokratischen 
Präsidentschaftskandidaten 
Samuel Tilden und seinen 
Vizekandidaten Thomas 
Hendricks, 1876.

James Monroe, 
Demokratisch-
Republikanische Partei 
(1817-1825)
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Daneben gibt es auch das Phä-
nomen, dass man seine Stimme 
aus “Protest” dem Kandidaten ei-
ner dritten Partei gibt. 1992 ant-
worteten fünf Prozent der Perot-
Wähler bei einer Gallup-Umfrage, 
sie hätten nicht für ihn gestimmt, 
wenn er ihrer Ansicht nach hätte 
gewinnen können.

Sollte es dritten Parteien oder 
unabhängigen Kandidaten gelin-
gen, die Präsidentschaft zu errin-
gen, stünden sie nach der Wahl 

vor einem möglicherweise be-
ängstigenden Problem, nämlich 
dem Problem des Regierens – das 
heißt, der personellen Besetzung 
der Regierungsämter und der Zu-
sammenarbeit mit einem von Re-
publikanern und Demokraten do-
minierten Kongress, die nur be-
grenzt zur Zusammenarbeit mit 
einem Präsidenten gewillt wären, 
der keiner der großen Parteien an-
gehört.                                       ■

Professor John F. Bibby, emeri-
tierter Professor der Fakultät für 
Politikwissenschaften der Univer-
sity of Wisconsin in Milwaukee und 
ehemaliger Vorsitzender des Fach-
gebiets Politische Parteien inner-
halb der Amerikanischen Vereini-
gung für Politische Wissenschaften, 
ist eine anerkannte Autorität in Fra-
gen der amerikanischen Politik und 
des amerikanischen Staatswesens 
und Verfasser von Politics, Parties, 
and Elections in America.

DAS 
WAHLMÄNNER-

KOLLEGIUM

Alabama 9
Alaska 3
Arizona 10
Arkansas 6
Kalifornien 55
Colorado 9
Connecticut 7
Delaware 3
District of 
Columbia 3
Florida 27
Georgia 15
Hawaii 4
Idaho 4

Illinois 21
Indiana 11
Iowa 7
Kansas 6
Kentucky 8
Louisiana 9
Maine 4
Maryland 10
Massachusetts 12
Michigan 17
Minnesota 10
Mississippi 6
Missouri 11
Montana 3

Nebraska 5
Nevada 5
New Hampshire 4
New Jersey 15
New Mexico 5
New York 31
North Carolina 15
North Dakota 3
Ohio 20
Oklahoma 7
Oregon 7
Pennsylvania 21
Rhode Island 4
South Carolina 8

South Dakota 3
Tennessee 11
Texas 34
Utah 5
Vermont 3
Virginia 13
Washington 11
West Virginia 5
Wisconsin 10
Wyoming 3

Insgesamt 538

Stimmen im Wahlmännerkollegium – Stimmenanteil der Staaten 2004

Bei einem sehr knappen Wahlaus-
gang oder einer Wahl, an der mehr 
als zwei Parteien teilnehmen, kann 
es vorkommen, dass kein Kandidat 
die erforderliche Mehrheit von 270 
Stimmen des Wahlmännerkollegi-
ums auf sich vereinigen kann. In die-
sem Fall wird verfassungsmäßig die 
Wahl vom Repräsentantenhaus vor-
genommen.
Das System der Wahl durch ein Wahl-
männerkollegium wurde in Artikel 
II, Abschnitt 1 der amerikanischen 
Verfassung festgelegt. Obwohl das 
System in den letzten Jahren teilweise 
umstritten war, wird es andererseits 
als stabilisierender Faktor im Wahl-
system betrachtet.

DAS 
WAHLMÄNNER-

KOLLEGIUM
UND SEINE ARBEIT

ºEingetragene Wähler der 50 Staa-
ten und des District of Columbia ge-
ben im Jahr der Präsidentschafts-
wahl am ersten Dienstag nach dem 
ersten Montag im November ihre 
Stimme für den Präsidenten und den 
Vizepräsidenten ab.
ºDie Kandidaten mit der Stimmen-
mehrheit im Staat erhalten in der Re-
gel alle Stimmen der Wahlmänner. 
(Für das Verfahren heißt das, alle an 
diese Kandidaten gebundenen Wahl-
männer werden gewählt.)
ºDie Zahl der Wahlmänner in ei-
nem Staat entspricht der Zahl der 
Senatoren und Abgeordneten die-
ses Staates im Kongress. Der Dis-
trict of Columbia hat keinen gewähl-
ten Vertreter im Kongress, aber drei 
Wahlstimmen.
ºDie Wahlmänner kommen im 
Jahr einer Präsidentschaftswahl am 
ersten Montag nach dem zweiten 
Mittwoch im Dezember zur offiziel-
len Stimmabgabe zusammen. Für 
seine Wahl muss ein Kandidat die 
Stimmenmehrheit auf sich verei-
nigen. Bei 538 Wahlmännern heißt 
das, es sind für einen Sieg im Wahl-
männerkollegium 270 Stimmen er-
forderlich.
ºWenn kein Präsidentschaftskandi-
dat die Stimmenmehrheit im Wahl-
ausschuss erlangt, muss das Reprä-
sentantenhaus unter den drei Kan-
didaten den Sieger bestimmen, die 
im Wahlmännerkollegium die meis-
ten Stimmen erhielten. Dabei stim-
men die Abgeordneten nach Staa-
ten ab, wobei jede Delegation eine 
Stimme hat.
Wenn kein Kandidat für die Vizeprä-
sidentschaft im Wahlmännerkollegi-
um die Stimmenmehrheit erlangt, 
muss der Senat den Sieger aus den 
beiden Kandidaten mit den meisten 
Stimmen im Wahlmännerkollegium 
bestimmen.
Der Präsident und der Vizepräsident 
werden am 20. Januar des darauffol-
genden Jahres vereidigt und in ihr 
Amt eingeführt.

DRITTE PARTEIEN IN DER AMERIKANISCHEN GESCHICHTE

Anti-Masons 1832 7.8 7 Empfahl Wahl des Whig-Kandidaten 

Free Soil 1848 10.1 0 Erhielt 5 % der Stimmen; unterstützte die  
    Republikaner

Whig-American 1856 21.5 8 Partei aufgelöst

Southern Democrat 1860 18.1 72 Partei aufgelöst

Constitutional Union 1860 12.6 39 Partei aufgelöst

Peoples’ (Populist) 1892 8.5 22 Empfahl Wahl des Demokratischen Kandidaten

Progressive (T. Roosevelt) 1912 27.5 88 Kehrte zur Republikanischen Partei zurück

Socialist 1912 6.0 0 Erhielt 3,2 % der Stimmen

Progressive (R. La Follette) 1924 16.6 13 Kehrte zur Republikanischen Partei zurück

States’ Rights Democrat 1948 2.4 39 Partei aufgelöst

Progressive (H. Wallace) 1948 2.4 0 Erhielt 1,4 % der Stimmen

Am. Independent (G. Wallace) 1968 13.5 46 Erhielt 1,4 % der Stimmen

John B. Anderson 1980 7.1 0 Kandidierte 1984 nicht

H. Ross Perot 1992 18.9 0 Gründete die Reform Partei und kandidierte 1996  
    wieder

Reform (Perot) 1996 8.4 0 Mit Pat Buchanan als Spitzenkandidat erhielt die  
    Partei 0,5 % der Stimmen.

Green (R. Nader) 2000 2.7 0

Dritte Partei Jahr Anteil der 
Stimmen des 
Wahlmänner-
kollegiums

Folgende Wahl

DIE NOMINIERUNG ALS 
PRÄSIDENTSCHAFTS-

KANDIDAT UND 
DIE AMERIKANISCHE 

DEMOKRATIE
Anteil der 
Direktstimmen
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Nominierungsveranstaltungen 
auf Bundesebene ersetzten die 
„Königs-Wahlversammlung“. 
1831 kam eine kleine Partei, die 
Anti-Masons, in einer Kneipe in 
Baltimore (Maryland) zusammen, 
um sich auf Kandidaten und eine 
Wahlplattform (eine Erklärung 
der von einer politischen Partei 
oder einem Kandidaten vertrete-
nen Grundsätze und Politik) zu 
einigen, mit denen sie kandidie-
ren würden. Im Jahr darauf tra-
fen sich die Demokraten in der 
gleichen Kneipe zur Wahl ihrer 
Präsidentschaftskandidaten. Seit 
damals halten die großen und die 
meisten kleineren Parteien Nomi-
nierungsveranstaltungen auf Bun-
desebene ab, an denen die Dele-
gierten aus den Bundesstaaten 

teilnehmen, um sich für ihren Prä-
sidentschafts- und Vizepräsident-
schaftskandidaten zu entscheiden 
und sich auf ihre politischen Posi-
tionen zu einigen.

Im gesamten Verlauf des 19. 
und bis ins 20. Jahrhundert wur-
den die Nominierungsparteitage 
von den Parteivorsitzenden der 
Bundesstaaten kontrolliert, die 
bei der Auswahl der Delegierten 
ihres Bundesstaates ihren Einfluss 
geltend machten und sicherstell-
ten, dass diese bei der Veranstal-
tung „richtig“ wählten. Die Macht 
dieser Parteivorsitzenden wurde 
schließlich zu einem Politikum in-
nerhalb der Parteien. Diejenigen, 
denen es nicht gefiel, dass altein-
gesessene Parteibosse die Präsi-
dentschaftskandidaten mit der 
Hand verlasen, unterstützten Re-
formen, die es Parteianhängern in-
nerhalb der Bundesstaaten ermög-
lichten, die Delegierten der Partei-
tage in „Vorwahlen“ auszuwählen 
– Wahlen, die vor den allgemeinen 
Wahlen abgehalten wurden. Bis 
1916 hatten über die Hälfte der 

Bundesstaaten Präsidentschafts-
vorwahlen eingeführt.

Die Bewegung, mehr Parteian-
hänger zur Beteiligung am Aus-
wahlprozess ihrer Partei zu ermu-
tigen, war jedoch kurzlebig. Nach 
dem Ersten Weltkrieg überzeug-
ten die Parteivorsitzenden, die die 
Vorwahlen als Bedrohung ihres ei-
genen Einflusses sahen, die Legis-
lative der Bundesstaaten, sie mit 
dem Argument abzuschaffen, sie 
seien teuer und nur wenige Wäh-
ler würden an ihnen teilnehmen. 
Einige potenzielle Kandidaten 
verweigerten die Teilnahme an 
den Vorwahlen, weil sie bereits 
die Unterstützung der Parteivor-
sitzenden der Bundesstaaten hat-
ten und nicht riskieren wollten, 
diese bei einer Direktwahl zu ver-

lieren. Darüber hinaus hatten die 
Präferenzwahlen für den bevor-
zugten Präsidentschaftskandida-
ten in einigen Bundesstaaten le-
diglich empfehlenden Charakter; 
die Delegierten für den Parteitag 
wurden auf andere Weise gewählt. 
1936 hielten nur noch rund ein 
Dutzend Bundesstaaten weiterhin 
Präsidentschaftsvorwahlen ab.

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurde der Druck zur Demokra-
tisierung mit Unterstützung der 
Entwicklungen in der Kommuni-
kationstechnologie wieder stärker. 
Das Fernsehen war ein Medium, 
über das die Menschen den Wahl-
kampf in ihrem eigenen Wohn-
zimmer sehen und hören konnten. 
Das Fernsehen bot den Kandida-
ten auch ein Forum, um ihr Cha-
risma, ihre Popularität und Wähl-
barkeit unter Beweis zu stellen. 
Dwight Eisenhower, John Ken-
nedy und Richard Nixon gingen 
alle mit beträchtlichen Kosten 
und Anstrengungen verbunden 
in den Bundesstaaten als Kandi-
daten in den Vorwahlkampf, um 

VON STEPHEN J. WAYNE

John Quincy Adams, 
Demokratisch-
Republikanische Partei 
(1825-1829)

Andrew Jackson, 
Demokrat 
(1829-1837)

Links: Demokratische 
Anhänger mit Fahnen bei 
der Parteiversammlung, 
der Democratic National 
Convention in Los 
Angeles, Kalifornien, 
im Jahr 2000.

D
as Nominierungsver-
fahren der Kandida-
ten für das Amt des 
Präsidenten der Ver-
einigten Staaten sieht 

komplex, sogar chaotisch aus und 
ist es auch. Seit den siebziger Jah-
ren, als die Demokratische und die 
Republikanische Partei anfingen, 
die Regeln für die Auswahl ihrer 
Präsidentschafts- und Vizepräsi-
dentschaftskandidaten zu überar-
beiten, ist das System im Fluss, 
und die erfolgreichsten Kandi-
daten sind diejenigen, die seine 
Vielschichtigkeit verstehen und 
mit dem System umgehen kön-
nen. Aber das ist schließlich genau 
das, was kreative Politiker tun – 
das Spiel der Politik erlernen und 
hart und geschickt spielen.

DIE GESCHICHTE DER 
PARTEIEN UND IHRER 
NOMINIERUNGSVERFAHREN

Im Gegensatz zum Wahlmän-
nerverfahren für die Wahl des Prä-
sidenten ist das Verfahren zur No-
minierung von Präsidentschafts-
kandidaten nicht in der amerika-
nischen Verfassung verankert. Zur 
Zeit der Formulierung und Ratifi-
zierung der Verfassung Ende des 
18. Jahrhunderts gab es keine po-
litischen Parteien. Politische Par-
teien entstanden, nachdem die Re-
gierung ihre Arbeit aufgenommen 
hatte und als Folge der politischen 
Maßnahmen des ersten Präsiden-
ten der Vereinigten Staaten, Geor-
ge Washington.

Seit 1796 trafen sich die Mit-
glieder des Kongresses, die sich 
mit einer der politischen Par-
teien jener Zeit identifizierten, 
informell, um über den Präsi-
dentschafts- und Vizepräsident-
schaftskandidaten ihrer Partei zu 
entscheiden. Bekannt als „Königs-
Wahlversammlung“ (King Cau-
cus) hatte dieses System zur Aus-
wahl der Parteikandidaten fast 30 
Jahre Bestand. Es brach 1824 zu-
sammen – ein Opfer der Dezentra-
lisierung der Macht innerhalb der 
politischen Parteien als Folge der 
Ausdehnung der Vereinigten Staa-
ten nach Westen.

DIE NOMINIERUNG ALS 
PRÄSIDENTSCHAFTS-

KANDIDAT UND 
DIE AMERIKANISCHE 

DEMOKRATIE
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ihrer Partei zu beweisen, dass ein 
General, ein Katholik und ein be-
reits einmal besiegter Präsident-
schaftskandidat die allgemeine 
Wahl gewinnen können. Und sie 
waren erfolgreich. Sie wurden alle 
von ihrer Partei nominiert und zum 
Präsidenten gewählt.

Außerdem erzeugten der Mit-
te der sechziger Jahre beginnen-
de und bis in die siebziger Jahre 
fortdauernde Vietnamkrieg Spal-
tungen innerhalb der Demokrati-
schen Partei, die wiederum Druck 
für weitere Reformen auslösten. 
Der Katalysator war der Nominie-
rungsprozess der Demokratischen 
Partei 1968: Eine Antikriegsbe-
wegung spaltete die Demokrati-
sche Partei und führte zu gewalt-
tätigen Demonstrationen auf den 
Straßen von Chicago – der Stadt, 
in der in diesem Jahr der Partei-
tag stattfand. Trotz des ihr Treffen 
begleitenden Aufruhrs nominierte 
die Partei Vizepräsident Hubert 
Humphrey, der sich gegen eine 

Teilnahme an den Vor-
wahlen der Demokra-

ten entschieden hatte und 
damit zur Zielscheibe der 
Antikriegsproteste wurde.

In dem Versuch, eine ge-

spaltene Partei zu einigen, ver-
einbarte der Parteitag der De-
mokraten nach der Nominie-
rung von Humphrey die Er-

nennung eines Ausschusses zur 
Überprüfung des Nominierungs-
prozesses der Partei für das Amt 
des Präsidenten mit dem zweifa-
chen Ziel einer stärkeren Beteili-
gung der Partei an der Wahl eines 
demokratischen Nominierten und 
einer ausgewogeneren Repräsen-
tation der Partei auf ihrem No-
minierungsparteitag. Die von der 
Partei verabschiedeten Reformen 
lösten einen Prozess aus, mit dem 
die beiden großen politischen Par-
teien die Art und Weise der Aus-
wahl ihres Kandidaten demokra-
tischer gestalteten.

DAS HEUTIGE SYSTEM DER 
VORWAHLEN UND DER 
WAHLVERSAMMLUNG

Die von den Demokraten ein-
geleiteten großen Veränderungen 
veranlassten die meisten Bun-
desstaaten, die die Wahlgesetze 
für ihre Einwohner erlassen, zur 
Veranstaltung von Vorwahlen. 
Wie gegenwärtig in der Verfas-
sung festgelegt, ist eine Vorwahl 
eine Wahl zwischen Anhängern 
derselben Partei, um den Kandi-
daten dieser Partei für die allge-
meine Wahl festzulegen. Abhän-
gig von den Gesetzen des Bun-
desstaats können die Wähler ihre 
Stimme direkt für den Präsident-
schaftskandidaten der Partei oder 
indirekt für Delegierte des Partei-
tags abgeben, die sich zur Unter-
stützung dieser Kandidaten ver-
pflichtet haben.

Die einzige andere Option der 
Bundesstaaten nach dem derzei-
tigen System ist, einen mehrstu-
figen Prozess von Wahlversamm-
lungen und Parteitagen abzuhal-
ten, in dem die Parteianhänger, 
die in einem relativ kleinen geo-
grafischen Gebiet – einem örtli-
chen Wahlkreis – leben, zusam-
menkommen und Delegierte aus-

wählen, die sich 
zur Unterstüt-
zung bestimm-
ten Kandidaten 
verpflichtet ha-
ben. Diese De-
legierten vertre-
ten ihren Wahl-
kreis wiederum 
beim Parteikon-
gress auf Land-
kreisebene, bei 
dem Delegier-

te zur Teilnahme am Parteitag 
auf Bundesstaatenebene ausge-
wählt werden, bei dem die De-
legierten ausgewählt werden, die 
den Bundesstaat beim Bundes-
parteitag vertreten. Obwohl die-
ses System mehrere Monate be-
ansprucht, werden die bevorzug-
ten Kandidaten im Wesentlichen 
in der ersten Runde der Abstim-
mung bestimmt.

Die tatsächliche Größe der 
Bundesparteitagsdelegation ei-
nes Bundesstaats wird nach einer 
von jeder Partei festgelegten For-
mel berechnet, die beispielswei-
se die Einwohnerzahl des Bun-
desstaats berücksichtigt, welche 
Unterstützung sie Parteikandida-
ten auf Bundesebene in der Ver-
gangenheit zukommen ließ sowie 
die Anzahl der gewählten Vertre-
ter und Parteivorsitzenden, die 
sich momentan im Amt befinden. 
Die von den Demokraten benutz-
te Formel führt zu Bundespartei-
tagen mit etwa doppelt so vielen 
Delegierten wie die der Repub-
likaner.

Die Verfassung der Vereinigten 
Staaten erteilt den Bundesstaaten 
die Befugnis, ihre eigenen Wahl-
gesetze im Einklang mit den vom 
Kongress erlassenen Regeln und 
Bedingungen aufzustellen. Ob-
wohl die Bundesstaaten bei der 
Festlegung der Termine ihrer 
Vorwahlen und Wahlversamm-
lungen freie Hand haben, ha-
ben sie auch ein Interesse an der 
Durchführung der Nominierungs-
wettbewerbe im Einklang mit par-
teiinternen Bestimmungen, da die 
Parteien laut Urteil des Obersten 
Bundesgerichts der Vereinigten 
Staaten das Recht haben, eigene 
Regeln für die Teilnahme an den 
Bundesparteitagen aufzustellen 
und durchzusetzen. Bundesstaa-
ten, die die Auswahl von Partei-
tagsdelegierten nach Regeln zu-
lassen, die nicht mit denen der 
Partei übereinstimmen, laufen 
also Gefahr, dass ihre Delegierten 
auf den Bundesparteitagen abge-
lehnt oder die Größe ihrer Dele-
gationen wegen Nichteinhaltung 
von Parteibestimmungen von der 
Partei reduziert wird.

Heutzutage werden etwa 80 
Prozent der an den Bundespartei-
tagen ihrer Partei teilnehmenden 
Delegierten in Vorwahlen aus-
gewählt, die allen eingetragenen 
oder erklärten Republikanern oder 
Demokraten offen stehen.

DER „CAUCUS“ IM 
BUNDESSTAAT IOWA: 

SO FUNKTIONIERT DAS 
SYSTEM

1. So genannte „Caucuses“ 
finden im Rahmen von mehr 

als 2.000 Veranstaltungen 
in ganz Iowa statt. Dabei 

werden mehr als 1.500 
Delegierte für die 99 Bezirks-

versammlungen gewählt. 
2. Solche Versammlungen 

finden in den einzelnen 
Bezirken statt. Dort wiederum 

werden 3.000 Delegierte für 
die Versammlungen der fünf  
Kongressbezirke bestimmt.
3. Bei den Versammlungen 

der Kongressbezirke werden 
auf Bezirksebene Delegierte 
für die nationalen Parteitage 

gewählt. Diese Delegierten 
nehmen auch an den Ver-
sammlungen auf bundes-

staatlicher Ebene teil.
4. Bei Versammlungen auf 

bundesstaatlicher Ebene 
werden „at-large“ (d.h. nicht 

an einen Kandidaten 
gebundene) Delegierte für 
den nationalen 

Parteitag 
bestimmt. Die 

Demokraten 
wählen bei dieser 
Gelegenheit auch 

die Parteivertreter 
auf bundes-

staatlicher Ebene, 
sowie offizielle 

Delegierte.

Oben:
Plakette eines 

Delegierten für 
die nationale 

Parteiversammlung der 
Demokraten, 1908.

Unten: 
Band für die Wahl von 

1876 mit dem Porträt des 
(erfolglosen) Präsident-

schaftskandidaten 
Samuel Tilden und 

seinem Vizekandidaten.
Mitte:

Kupferstich der 
Parteiversammlung der 

Demokraten, 1880.
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Die Demokratische Partei hat 
allen ihren Fraktionen in den Bun-
desstaaten einen nationalen Re-
gelkatalog auferlegt; die Republi-
kanische Partei tut das nicht. Die 
Regeln der Demokraten verlangen 
von den Bundesstaaten ihre No-
minierungswahlkämpfe zwischen 
dem ersten Dienstag im Febru-
ar und dem zweiten Dienstag im 
Juni in dem Jahr zu veranstalten, 
in dem eine Präsidentschaftswahl 
stattfindet. Die kleineren Bundes-
staaten Iowa und New Hampshire 
sind hiervon offiziell ausgenom-
men und können früher wählen, 
da sie traditionell jeweils die ers-
te Wahlversammlung und die ers-

te Vorwahl abhalten. Eine weite-
re Regel der Demokraten ist die 
Bestimmung, dass 75 Prozent der 
Delegierten eines Bundesstaats in 
Bezirken gewählt werden müs-
sen, die nicht größer sind als ein 
Kongresswahlbezirk. So soll die 
Repräsentation von Minderhei-
ten verstärkt werden, die womög-
lich konzentriert in Gemeinden in 
dem Bundesstaat leben. Zudem 
wird die Zahl der Delegierten, 
die sich auf die Wahl eines be-
stimmen Kandidaten festgelegt 
haben, im Verhältnis zu der An-
zahl von Stimmen bestimmt, die 
sie oder ihre Kandidaten erhalten. 
Die Demokraten haben auch Dele-
gierte – Parteivorsitzende und an-
dere gewählte Vertreter – die nicht 
verpflichtet sind, bestimmte Kan-
didaten zu unterstützen, obwohl 
diese Kandidaten womöglich Vor-

wahlen in ihren Bundesstaaten ge-
wonnen haben. Schließlich müs-
sen die demokratischen Delega-
tionen der Bundesstaaten aus der 
gleichen Anzahl von Männern und 
Frauen zusammengesetzt sein.

Trotz der unterschiedlichen 
Parteibestimmungen – die Repu-
blikaner beugen sich ihren Frakti-
onen in den Bundesstaaten und die 
Demokraten nicht – gibt es zwei 
hervorstechende Tendenzen:
∆ Immer mehr Staaten haben 

ihre Vorwahlen und Wahlver-
sammlungen an den Anfang des 
Wahlprozesses verlegt, um mehr 
Einfluss auf die Auswahl des 
Kandidaten ausüben zu können, 

um die Kandidaten zu ermuti-
gen, die Bedürfnisse und Anlie-
gen des Staats anzusprechen und 
um mehr Wahlkampfgelder für sie 
zu sichern. Das ist unter dem Be-
griff „Frontlader“ (front-loading) 
bekannt.
∆ Im Rahmen der als „Regio-

nalisierung“ bekannten Praxis ar-
beiten Bundesstaaten einer Regi-
on zusammen, um Vorwahlen und 
Wahlversammlungen am gleichen 
Tag abzuhalten, damit die Auswir-
kungen auf die Region maximiert 
werden.

Beide Trends zwingen die 
Kandidaten, ihre Kampagnen frü-
her zu beginnen, um in den Staa-
ten ihre Position zu festigen, die 
die ersten Wahlen abhalten. Die 
Kandidaten müssen sich auch zu-
nehmend auf die Massenmedien, 
insbesondere auf Radio und Fern-

sehen, sowie auf die Unterstüt-
zung der Parteivorsitzenden der 
Bundesstaaten konzentrieren, um 
ihre Wähler in den vielen Staaten 
zu erreichen, die ihre Wahlen am 
gleichen Tag abhalten.

Der „Frontlader“ und die Regio- 
nalisierung des Nominierungs-
verfahrens bei den Präsident-
schaftsvorwahlen kommen den 
bundesweit bekannten Kandida-
ten zugute, wie beispielsweise 
dem amtierenden Präsidenten, 
den Gouverneuren großer Staa-
ten, den Senatoren und den Mit-
gliedern des Repräsentantenhau-
ses, die Zugang zu Geld, Medien 
und organisatorische Unterstüt-
zung haben.

Führen wir uns beispielsweise 
die Präliminarien der Wahlen für 
Präsidentschaftskandidaten der 
Demokraten im Wahljahr 2004 
vor Augen. Acht demokratische 
Kandidaten hatten ungefähr 25 
Millionen Dollar gesammelt und 
bis zum 31. März 2003 – mehr 
als zehn Monate vor der ersten 
Vorwahl oder Wahlversammlung 
– bereits sieben Millionen Dollar 
ausgegeben. Von diesen Kandida-
ten hatten diejenigen mit Sitzen 
im Kongress am meisten Geld 
gesammelt, die bekanntesten po-
litischen Berater engagiert und 
die größten Wahlkampforgani-
sationen aufgebaut. Das zeitlich 
gestraffte Verfahren ist für dieje-
nigen von Nachteil, die Vorwah-
len und Wahlversammlungen als 
Sprungbrett für ihre Nominierung 
benötigen, wie Jimmy Carter 
1976 und John McCain 2000.

Der fortgesetzte Wandel des 
Nominierungsprozesses betrifft 
alle Kandidaten. Sogar amtieren-
de Präsidenten können eine erneu-
te Nominierung nicht als sicher 
ansehen. Im Jahre 1992 musste 
George H.W. Bush einige pein-
liche Niederlagen bei den Vor-
wahlen hinnehmen, als er gegen 
den konservativen Talkshowex-
perten und Zeitungskolumnisten 
Pat Buchanan antrat. Bill Clin-
ton wiederum sammelte 1996 
schon sehr früh große Summen 
an Wahlkampfgeldern, um poli-
tische Gegner in der eigenen Par-
tei davon abzuhalten, gegen ihn 
anzutreten. Clinton nutzte dieses 
Geld, um einen medienorientier-
ten Wahlkampf zu führen, vom 
Beginn der parteiinternen Wahl-
versammlung und den Vorwahlen 
bis zur Präsidentschaftswahl.

DER IOWA CAUCUS:
VERFAHREN FÜR DIE 
ERSTE RUNDE DER 
CAUCUS-WAHLEN AUF 
BEZIRKSEBENE:

DEMOKRATEN: 
Nur registrierte Demokraten, 
die im Bezirk ansässig und 
wahlberechtigt sind, können 
am Caucus teilnehmen. Die 
Teilnehmer schließen sich 
Präferenzgruppen für einen 
bestimmten Kandidaten 
an. Solche Gruppen sind 
dann funktionsfähig, 
wenn ihre Mitgliedszahl 
mindestens 15 Prozent 
der anwesenden Personen 
entspricht. Gruppen, bei 
denen dies nicht der Fall 
ist, werden aufgelöst. Ihre 
Mitglieder schließen sich 
dann einer funktionsfähigen 
Gruppe an. In dieser Phase 
wird intensives Lobbying 
betrieben. Die Zuteilung der 
Delegierten zu den einzelnen 
Kandidaten erfolgt strikt auf 
Basis des proportionalen 
Verhältnisses der Gruppe 
zum gesamten Caucus.

REPUBLIKANER: 
Die Teilnehmer müssen 
wahlberechtigt, aber nicht 
unbedingt als Republikaner 
registriert sein. Sie geben in 
einer geheimen Abstimmung 
eine Präferenzstimme für 
ihren bevorzugten Präsident-
schaftskandidaten ab. Die 
Stimmen werden dann für 
den gesamten Bundesstaat 
tabelliert. In der Folge 
werden auch Delegierte für 
die Bezirksversammlung 
bestimmt. Der Caucus 
kann selbst über die 
Wahlmethode entscheiden. 
So werden die Delegierten 
entweder in einer Direktwahl 
(„winner-take-all“) oder 
proportional auf Basis einer 
Probeabstimmung bestimmt.

Neun hoffnungsvolle potenzielle demokratische Präsidentschafts-
kandidaten bei ihrer ersten Debatte in South Carolina im Mai 2003. 
Von links nach rechts: Kongressabgeordneter Dennis Kucinich, 
Kongressabgeordneter Richard Gephardt, Reverend Al Sharpton, 
Senator Joseph Lieberman, ehemalige Senatorin Carol Moseley 
Braun, ehemaliger Gouverneur Howard Dean, Senator John 
Edwards, Senator Bob Graham und Senator John Kerry.

 9
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PARTEINOMINIERUNGEN UND 
DEMOKRATIE

Reformen des Nominierungs-
verfahrens für das Präsidentenamt 
haben die Basis der Öffentlich-
keitsbeteiligung eindeutig verbrei-
tert. Bevor die letzten Änderungen 
im Jahr 1968 stattfanden, wählten 
nur 12 Millionen Menschen bei 
den Vorwahlen, dies sind in etwa 
11 Prozent der Wahlberechtigten. 
Im Jahr 2000 nahmen etwa 35 Mil-
lionen Menschen teil, das sind 15 
Prozent der Wahlberechtigten. Im 
Vorfeld der Präsidentschaftswahl 
des Jahres 2000 gaben beim Wett-
streit zwischen George W. Bush 
und seinen republikanischen Mit-
bewerbern mehr als 20 Millionen 
Menschen ihre Stimme ab, beim 
Wettstreit der Demokraten zwi-
schen Vizepräsident Al Gore und 
seinem Hauptmitbewerber, dem 
ehemaligen Senator Bill Bradley, 
waren es 15 Millionen.

Neben der Zunahme der öffent-
lichen Beteiligung hat das moder-
ne Nominierungsverfahren zu ei-
ner verbesserten Repräsentation 
der jeweiligen Wahlbündnisse ge-
führt. Obwohl die demografischen 
Merkmale – was zum Beispiel 
Rasse und Geschlecht angeht – 
jetzt von den Delegierten auf den 
Nominierungsparteitagen besser 
repräsentiert werden, ist das bei 
den ideologischen Richtungen 
nicht der Fall. Der Grund dafür 
ist, dass jene, die aktiver am No-
minierungsverfahren teilnehmen, 
Parteimitglieder sind, die stärker 
ideologisch geprägt sind als das 
durchschnittliche Parteimitglied. 
Folglich sind die Delegierten auf 
den republikanischen Parteitagen 
konservativer und die demokra-
tischen Delegierten liberaler als 
ihre entsprechenden Wahlkreise.

Wie bereits erwähnt, haben die 
Reformen außerdem den Ein-

fluss der Parteivorsitzenden in 
den Bundesstaaten geschwächt 
und Anreize für die Kandidaten 
geschaffen, sich durch öffentli-
che Aufrufe an die Parteibasis 
einer breiten Unterstützung für 
die Nominierung zu versichern. 
Diese Aufrufe haben die Verbin-
dungen zwischen den Kandidaten 
und ihren Anhängern an der Par-
teibasis gestärkt. Außerdem ha-
ben sie dafür gesorgt, dass dieje-
nigen, die ins Amt kommen, ihre 
Wahlversprechen einlösen. Geor-
ge W. Bush hat im ersten Jahr sei-
ner Amtszeit seine Energie zum 
Beispiel darauf verwandt, sei-
ne wichtigsten Wahlversprechen 
einzulösen. Dazu gehörten Steu-
ererleichterungen, Reformen im 
Bildungswesen und eine stärkere 
militärische Einsatzbereitschaft – 
politische Initiativen, die auf seine 
konservative politische Basis aus-
gerichtet sind.+ Inklusive Parteivorsitzende 

und -funktionäre, die in 
den Bundesstaaten durch 

Vorwahlen (Primaries) 
bestimmt wurden. 

* Ohne Vermont, wo 
nicht verpflichtende 
Vorzugsstimmen für 

einen Präsidentschafts-
kandidaten abgegeben, 

Delegierte aber in Caucuses 
und Versammlungen auf 
bundesstaatlicher Ebene 

gewählt werden.

Quellen: Für 1912-1964, 
F. Christoph Arterton, 

„Campaign Organizations 
Face the Mass Media in the 

1976 Presidential Nomination 
Process“ (Vortrag bei 

der Jahresversammlung 
der American Political 

Science Association, 
Washington, D.C., 1. - 4. 

September, 1977); für 
1968-1976, Austin Ranney, 

Participation in American 
Presidential Nominations, 
1976 (Washington, D.C.: 

American Enterprise 
Institute, 1977), Tabelle 

1, 6. Die Zahlen für 1980 
wurden von Austin Ranney 

mittels des vom Democratic 
National Committee und 

vom Republican National 
Committee verteilten 

Materials erstellt. Die Zahlen 
für die Wahlen seit 1980 

wurden vom Autor mit 
Hilfe der vom Democratic 
und Republican National 

Committee sowie von der 
Federal Election Commission 

zur Verfügung gestellten 
Daten ermittelt. 

Anzahl der Vorwahlen zur Präsidentschaftswahl und Prozentsatz 
der Parteitagsdelegierten aus Staaten, in denen Vorwahlen 

abgehalten werden, nach Partei gegliedert, 
1912-2000.

DEMOKRATEN+ REPUBLIKANER

1912 12  32.9% 
1916 20  53.5%
1920 16  44.6%
1924 14  35.5%
1928 17  42.2%
1932 16  40.0%
1936 14  36.5%
1940 13  35.8%
1944 14  36.7%
1948 14  36.3%
1952 15  38.7%
1956 19  42.7%
1960 16  38.3%
1964 17  45.7%
1968 17  37.5%
1972 23  60.5%
1976 29 * 72.6%
1980 31 * 74.7%
1984 26  62.9%
1988 34  66.6%
1992 39  78.8%
1996 34  62.6%
2000 40  85.7%

Anzahl der 
Vorwahlen in 

Bundesstaaten

Prozentsatz der Delegierten 
aus Bundesstaaten, 
in denen Vorwahlen 
abgehalten werden

Jahr Jahr

Martin van Buren, 
Demokrat 

(1837-1841)

Anzahl der 
Vorwahlen in 

Bundesstaaten

Prozentsatz der Delegierten 
aus Bundesstaaten, 
in denen Vorwahlen 
abgehalten werden

1912 13  41.7%
1916 20  58.9%
1920 20  57.8%
1924 17  45.3%
1928 16  44.9%
1932 14  37.7%
1936 12  37.5%
1940 13  38.8%
1944 13  38.7%
1948 12  36.0%
1952 13  39.0%
1956 19  44.8%
1960 15  38.6%
1964 17  45.6%
1968 16  34.3%
1972 22  52.7%
1976 28 * 67.9%
1980 35 * 74.3%
1984 30  68.2%
1988 35  76.9%
1992 38  80.4%
1996 43  90.0%
2000 43  93.1%
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Obwohl viele der Reformen zu 
einer Demokratisierung des No-
minierungsverfahrens geführt ha-
ben, gibt es noch immer ein Un-
gleichgewicht. Die Wähler, die 
an den Vorwahlen teilnehmen, 
haben normalerweise einen hö-
heren Bildungsstandard, ein hö-
heres Einkommen und sind älter 
als der Durchschnittswähler der 
Republikaner oder der Demokra-
ten. Darüber hinaus sind jene, die 
einen höheren Lebensstandard 
haben, logischerweise eher in der 
Lage, für einen Kandidaten oder 
dessen Projekte Geld zu spenden. 
Unausweichlich bekommt ihre 
Stimme beim Wahlausgang mehr 
Gewicht.

Schließlich hat das Nominie-
rungsverfahren zeitweise Unei-
nigkeiten innerhalb der Parteien 
geschaffen. Je stärker der Kon-
kurrenzkampf während des No-
minierungsverfahrens, desto grö-
ßer die Wahrscheinlichkeit, dass 
die Uneinigkeit einen Punkt er-
reicht, der schnell überwunden 
werden muss, wenn die Partei 
einen erfolgreichen Präsident-
schaftswahlkampf für ihren Kan-
didaten führen möchte.

DER EINFLUSS DER 
PARTEITAGE

Durch die Änderungen im No-
minierungsverfahren für die Prä-
sidentschaftswahlen hat der Bun-
desparteitag zur Nominierung ei-
nes Kandidaten an Bedeutung ver-
loren. Heutzutage wird der Präsi-
dentschaftskandidat schon sehr 
früh im Nominierungsverfahren 
durch die Wähler bestimmt. Der 
Kandidat wiederum gibt seine Ent-
scheidung über den Vizepräsident-
schaftskandidaten noch vor dem 
Parteitag bekannt. Dem erfolg-
reichen Kandidaten obliegt auch 
der Entwurf des Wahlprogramms. 
Warum also sollten die Amerika-
ner ihre Zeit vor dem Fernseher 
verbringen, um sich die Nominie-
rungsparteitage anzusehen?

Und tatsächlich tun viele Men-
schen dies auch nicht. Die Zu-
schauerzahlen von Parteitagen 
sind in den letzten Jahren zurück-
gegangen, genau wie die Anzahl 
der Stunden, in denen die großen 
Fernsehstationen das Verfahren 
zur besten Sendezeit ausstrahlen. 
Laut Umfragen der Meinungsfor-
schungsinstitute aus dem Sommer 
2000, als die Nominierungspartei-
tage der beiden Parteien stattfan-
den, sah sich in etwa die Hälfte der 

Fernsehzuschauer keinen der bei-
den Parteitage an.

Trotz des Zuschauerrückgangs 
wird über die Parteitage weiter-
hin in Nachrichtensendungen und 
Zeitungen berichtet. Die gleichen 
Umfragen kamen zu dem Ergeb-
nis, dass im Jahr 2000 das öffent-
liche Bewusstsein und das Wissen 
über die Kandidaten und ihre Poli-
tik während des Wahlkampfes und 
unmittelbar danach zunahm. Folg-
lich halfen die Parteitage die Wäh-
ler zu informieren, dem Kandida-
ten Unterstützung und Begeiste-
rung bei den Parteimitgliedern zu 
sichern und die Aufmerksamkeit 
der Bevölkerung auf die anstehen-
de Wahl zu lenken.

Natürlich ist das Nominie-
rungsverfahren für den Präsident-

schaftskandidaten nicht perfekt, 
aber es hat in den letzten Jahr-
zehnten geholfen, die Wahlbetei-
ligung zu erhöhen, die demografi-
sche Repräsentation zu verbessern 
und die Verbindungen zwischen 
den einzelnen Parteimitgliedern 
und den Kandidaten zu stärken. 
In seiner jetzigen Form hat das 
Verfahren vor allem Vorteile für 
jene Kandidaten, die bekannter 
sind, größere Wahlkampfspenden 
bekommen, die effektivsten Wahl-
kampforganisationen haben und 
schon früh während der Vorwah-
len zur Präsidentschaft am meis-
ten Begeisterung unter den Wäh-
lern hervorrufen                       ■

Stephen J. Wayne ist Profes-
sor für politische Wissenschaften 
an der Georgetown University in 
Washington. Er ist Verfasser von 
The Road to the White House 2004 
(Thomson/Wadsworth, 2004).

Mitte: Alter Kupferstich von 
einer Sitzung der nationalen 
Parteiversammlung der 
Demokraten in Baltimore. 
Rechts: Anstecknadel mit dem 
Porträt des Präsidentschafts-
kandidaten Wendell Wilkie, 
1940. Ansteckband für Lincoln/
Hamlin mit der Aufschrift 
„Honest Old Abe“ („ehrlicher 
alter Abe“, über Lincoln) aus 
dem Wahlkampf von 1860.

William Henry Harrison, 
Whig 
(1841)

John Tyler, 
Whig 
(1841-1845)
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I
Jahre beigetragen hat. Die meisten 
Parteikandidaten werden von den 
Amerikanern in Vorwahlen ge-
wählt. Dies sind Veranstaltungen 
der politischen Parteien, die von 
Wahlleitern organisiert werden.

DAS WAHLVERFAHREN
Da in den Vereinigten Staaten 

vielen Wahlen auf kommunaler 
Ebene stattfinden, gibt es tausen-
de von Wahlleitern, die für Orga-
nisation und Durchführung der 
Wahlen verantwortlich sind, ein-
schließlich Auszählung und offizi-
eller Bestätigung der Ergebnisse. 
Diese Wahlleiter haben wichtige 
und vielschichtige Aufgaben – sie 
legen die Wahltermine fest, bestä-
tigen die Wählbarkeit der Kandi-
daten, registrieren die Wahlbe-
rechtigten und erstellen Wähler-
verzeichnisse, wählen Wahlein-
richtung aus, entwerfen Stimm-
zettel und mobilisieren eine riesi-
ge Zahl von Freiwilligen, die die 
Wahlen am Wahltag durchführen, 
die Stimmen auszählen und die 
Ergebnisse bestätigen.

Traditionell gibt es bei den 
amerikanischen Wahlen selten 
besonders knappe Ergebnisse. 
Die meisten zur Wahl stehenden 
Ämter sind Ämter auf kommu-
naler Ebene. Die Grenzen der 
Wahlbezirke werden oft von der 
Regierungspartei festgelegt. Als 
Grundlage dient das traditionelle 
Wahlverhalten, so dass die Wahl 
der jeweiligen Partei als sicher 
gilt. Es gibt jedoch in letzter Zeit 
deutliche Ausnahmen. Das Ergeb-
nis der amerikanischen Präsident-
schaftswahlen aus dem Jahr 2000 

– diesem in die Länge gezogenen 
Wettstreit, um einen Gewinner in 
der knappsten Präsidentschafts-
wahl der amerikanischen Ge-
schichte zu ermitteln – hat vielen 
Amerikanern zum ersten Mal die 
Verwaltungsprobleme bewusst 
gemacht.

Wahlen in den Vereinigten 
Staaten bestehen aus zwei Pha-
sen. Es gibt kein nationales Wahl-
verzeichnis, von daher muss sich 
der Bürger erst für eine Registrie-
rung qualifizieren. Die Registrie-
rung der Bürger findet am Wohn-
ort statt; sie müssen sich also er-
neut registrieren lassen, wenn sie 
umziehen. Das System der Re-
gistrierung wurde eingeführt, um 
Betrug zu verhindern. Allerdings 
unterscheidet sich das Registrie-
rungsverfahren von Staat zu Staat. 
In der Vergangenheit wurden Re-
gistrierungsverfahren manchmal 
verwendet, um bestimmte Wäh-

DAS 
AMERIKANISCHE 

WAHLVERFAHREN
VON MICHAEL W. TRAUGOTT

Oben: Wähler bei der 
Stimmabgabe bei den 

Midterm Elections 
(Zwischenwahlen) am 
5. November 2002 in 

Halifax, Massachusetts.
Mitte: Wählerschlange vor 
den neuen elektronischen 

Wahlmaschinen am 
4. November 2002 in 

Miami, Florida.

I
m Allgemeinen haben ame-
rikanische Wähler die Mög-
lichkeit, häufiger an Wahlen 
teilzunehmen als die meisten 
Bürger anderer Demokratien. 

Einige Amerikaner haben fünf- bis 
sechsmal pro Jahr die Chance, an 
einer Wahl teilzunehmen, wo-
bei verschiedene Ämter auf ver-
schiedenen Regierungsebenen 
zur Wahl stehen. Da im födera-
len System sowohl die Bundes-
regierung als auch die Regierun-
gen der Einzelstaaten gesonder-
te Befugnisse haben, finden am 

Wahltag in den Vereinigten Staa-
ten eine ganze Reihe von Wahlen 
sowohl auf bundesstaatlicher als 
auch auf kommunaler Ebene statt. 
Für all diese Wahlen gibt es eige-
ne Verfahren.

Im politischen System der Ver-
einigten Staaten werden viele Äm-
ter durch Wahlen besetzt. Darüber 
hinaus wird über zahlreiche Din-
ge, zum Beispiel über finanzielle 
Unterstützung für Bildung oder 
Leistungen auf bundesstaatlicher 
und kommunaler Ebene wie das 
Anlegen von Parks und den Bau 
von Autobahnen durch Abstim-
mung in der Bevölkerung ent-
schieden. Immer mehr politische 
Entscheidungen kommen durch 
Referenden oder Volksinitiativen 
zustande. Einige Politologen sind 
der Meinung, dass die Häufigkeit 
der Wahlen zum Rückgang der 
Wahlbeteiligung in den Vereinig-
ten Staaten während der letzten 50 

James K. Polk, 
Demokrat 

(1845-1849)
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lergruppen von der Wahl auszu-
schließen. In letzter Zeit gab es 
Bemühungen, die Anforderun-
gen für eine Registrierung zu 
vereinfachen. Das Bundesgesetz 
zur Wählerregistrierung (Natio-
nal Voter Registration Act – das 
„Motor Voter“-Gesetz) aus dem 
Jahre 1993 ermöglicht den Bür-
gern, sich bei Behördengängen 
gleichzeitig zu registrieren, zum 
Beispiel wenn sie einen neuen 
Führerschein beantragen.

Eine der wichtigsten Aufgaben 
der offiziellen Wahlleiter ist es si-
cherzustellen, dass jeder Wahlbe-
rechtigte auch auf den Wählerlis-
ten steht – jedoch niemand, der 
dort nicht hingehört. Im Allge-
meinen bemühen sich die kom-
munalen Wahlhelfer, möglichst 
viele Bürger auf den Listen zu 
führen, auch jene, die in letzter 
Zeit nicht gewählt haben, um so 
das Risiko zu vermeiden, Wahl-
berechtigte versehentlich zu strei-
chen. Kommen Personen zur 
Wahl, deren Name nicht auf den 
Listen steht, so bekommen sie 
jetzt einen provisorischen Wahl-
zettel, um ihre Stimme abzuge-
ben. Ihre Wahlberechtigung wird 
dann überprüft, bevor ihre Stim-
men gezählt werden.

DIE ROLLE DER WAHLLEITER
In den Vereinigten Staaten ist 

eine Wahl mit enormem Verwal-
tungsaufwand verbunden – sie 
wird lokal mit einem festgeleg-
ten Budget durchgeführt und soll 
genau sowie rechtzeitig ermitteln, 
wo die Sympathien der Wahlbe-
rechtigten liegen. Somit haben 
die Wahlleiter – normalerweise 
Angestellte des Landkreises oder 
der Stadt – eine aufreibende Auf-
gabe. Sie sind dafür verantwort-
lich, während des ganzen Jahres 
Wähler zu registrieren und zu be-
stimmen, wer bei welcher Wahl 
stimmberechtigt ist. Außerdem 
entwerfen sie die Stimmzettel für 
die Wahlen und stellen so sicher, 
dass alle bestätigten Kandidaten 
auf den Listen verzeichnet und 
alle zur Entscheidung stehenden 
Themen korrekt formuliert wer-
den. Des Weiteren müssen sie 
versuchen, den Stimmzettel so 
einfach und klar wie möglich zu 
gestalten.

Zurzeit gibt es keine bundes-
weite Norm für Stimmzettel 
oder Wahleinrichtungen. Norma-
lerweise müssen die Wahlhelfer 
mehrsprachige Stimmzettel zur 
Verfügung stellen, manchmal so-
gar in verschiedenen Ausführun-
gen. In manchen Verwaltungsbe-
zirken muss die Reihenfolge der 
Kandidaten und Parteien nach 
dem Zufallsprinzip aufgelistet 
werden. Schließlich müssen die 
kommunalen Wahlhelfer entschei-
den, welche Maschinen 
zur Stimmenauszäh-
lung benutzt werden. 
Natürlich müssen die 
Stimmzettel mit diesen 
Maschinen kompatibel 
sein. Als Reaktion auf 
die Probleme, die sich 
in Florida während der 
Präsidentschaftswah-
len im Jahr 2000 erga-
ben, hat der Kongress 
ein Gesetz verabschie-
det, das den einzelnen 
Bundesstaaten und Landkreisen 
finanzielle Hilfe für den Einsatz 
der modernsten und zuverlässigs-
ten Wahlverfahren gewährt.

Zwischen den Wahlen sind 
die Wahlhelfer für Lagerung 
und Pflege der Wahleinrichtung 
verantwortlich. Diese Aufgaben 
werden normalerweise von Auf-
tragsnehmern wahrgenommen, 
nicht von den normalen Wahl-
helfern. Eine der schwierigsten 
Aufgaben der Wahlhelfer ist die 
Einstellung und Ausbildung der 
vielen Arbeitskräfte, die extra für 
den Wahltag eingestellt werden, 
an dem sie zwischen 10 und 15 
Stunden arbeiten.

Wenn sich die Ausrüstung oder 
die Stimmzettelformulare zwi-
schen den Wahlen ändern, wird 
diese Ausbildung zu einer noch 
größeren Herausforderung. Die 
Logistik, die mit dem Transport 
der Maschinen sowie der Einstel-
lung und Ausbildung der Wahl-
helfer einhergeht, ist manchmal 
so zeitaufwändig, dass die Über-
prüfung der Wahlberechtigung 
Freiwilligen überlassen wird, die 
von den großen politischen Partei-
en gestellt werden. Da die Freiwil-

ligen üblicherweise Vertreter der 
politischen Parteien sind, ist es 
unausweichlich, dass es manch-
mal zu Streitigkeiten über die 
Durchführung einiger Kommu-
nalwahlen kommt.

DER WAHLGANG
Die zweite Phase der Wahl ist 

der öffentliche Zugang zur Ab-
stimmung. Die meisten Wahlbe-
rechtigten geben ihre Stimme in 
einem Wahllokal in der Nähe ih-

res Wohnortes ab. Landesweit gibt 
es in den einzelnen Wahlbezirken 
jedoch sowohl bei der geografi-
schen Größe als auch bei der Zahl 
der zur Wahl stehenden und wahl-
berechtigten Personen erhebliche 
Unterschiede.

Entscheidungen über die Art der 
Einrichtungen und der Stimmzet-
tel werden auf kommunaler Ebe-
ne getroffen, da die Systeme auch 
von dieser Ebene finanziert wer-
den. Folglich hängen die Art des 
Wahlverfahrens sowie die Art der 
Einrichtungen und deren Zustand 
mit den sozioökonomischen Ver-
hältnissen und dem Steuerauf-
kommen der jeweiligen Kreise 
zusammen. Da mit den kommu-
nalen Steuergeldern auch Schu-
len, Polizei, Feuerwehr, Parks 
und Freizeiteinrichtungen finan-
ziert werden, sind die Investiti-
onen in Wahltechnologie oft ver-
nachlässigt worden.

Es gibt in den Vereinigten 
Staaten eine Vielzahl von Wahl-
einrichtungen und -gerätschaf-
ten, und die Technologie in die-
sem Bereich ändert sich ständig. 
Heute wird nur noch selten mit 
Stimmzetteln aus Papier gewählt, 
bei denen der entsprechende Kan-
didat angekreuzt wird, wie in der 
Vergangenheit üblich. Für viele 
der computergestützten Systeme 
werden allerdings trotzdem Pa-
pierstimmzettel benötigt, bei de-
nen Kreise ausgefüllt oder Linien 
verbunden werden. Diese Stimm-

Zachary Taylor, 
Whig 
(1849-1850)

Links oben: 
Ein Funktionär der 
Stadt Dixville Notch, 
New Hampshire, 
gibt die symbolische 
erste Stimme bei der 
Präsidentschaftswahl 
2000 ab.
Rechte Spalte, 
von oben nach unten:
Eine Frau mit Fahrrad 
gibt ihre Stimme bei 
einer offiziellen „drop 
site“, einem mobilen 
Wahllokal ab (Präsident-
schaftswahl 2000, 
Portland, Oregon).
Eine Frau im Nordosten 
hält ihre Tochter im Arm, 
während sie sich zur 
Stimmabgabe anstellt.
Stimmabgabe einer 
Seniorin in einem 
Altersheim in Florida 
(Präsidentschaftswahlen 
2000).
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zettel werden dann mechanisch 
eingelesen, um die Stimmen zu 
registrieren.

Viele Bezirke benutzen noch 
immer Maschinen mit einem 
„Hebel“. Die Wähler betätigen 
diesen kleinen Hebel und markie-
ren so den Namen ihres bevorzug-
ten Kandidaten oder ein Anliegen, 
das sie unterstützen möchten. Am 
Ende werden ihre Stimmen durch 
Betätigung eines großen Hebels 
registriert. Diese Maschinen sind 
seit über 30 Jahren nicht mehr her-
gestellt worden, von daher ist ihre 
Instandhaltung besonders schwie-
rig und kostenintensiv. Folglich 
werden sie nach und nach aus-
gemustert.

Sehr weit verbreitet ist auch 
eine Maschine, die mit „Loch-

karten“ arbeitet. Der Wahlzettel 
befindet sich entweder auf einer 
Karte, die neben dem Namen des 
Kandidaten gelocht oder gestanzt 
wird, oder die Karte wird in einen 
Halter eingeführt, der den Stimm-
zettel abbildet und dann gelocht. 
Diese Form des Wahlzettels hat 
bei den Stimmauszählungen der 
Präsidentschaftswahlen im Jahr 
2000 in Florida zu Kontroversen 
geführt und wird deswegen eben-
falls aus dem Verkehr gezogen.

Der derzeitige Trend geht zur 
Verwendung von elektronischen 
Aufnahmegeräten mit computer- 
gestützten Touchscreens, die 
Bankautomaten ähneln. Obwohl 
viel über das Wählen per Compu-
ter oder Internet diskutiert wird, 
das den Prozess vereinfachen soll 
– und eines dieser Systeme bereits 
bei einer Vorwahl in Arizona aus-
probiert wurde – arbeiten Sicher-
heitsexperten noch an der Verfei-
nerung dieser Systeme, so dass sie 
bis jetzt noch nicht sehr verbreitet 
sind.

Eine grundlegende Änderung 
der Wahlgänge hat sich in den 
letzten Jahren dadurch ergeben, 
dass die Wähler bereits vor dem 
Wahltag die Wahlunterlagen er-
halten. Dieser Trend begann mit 
Briefwahlunterlagen für Wähler, 
die wissen, dass sie am Wahl-
tag nicht zu Hause (also nicht 
am Wahlort) sein werden. Einige 
Wahlbezirke liberalisierten diese 
Regelung kontinuierlich, so dass 
Bürger jetzt als „dauerhaft abwe-
send“ registriert werden und einen 
Stimmzettel per Post nach Hause 
geschickt bekommen können.

Eine andere Neuregelung ist die 
„Frühwahl“, bei der Wählmaschi-
nen in Einkaufszentren und ande-
ren öffentlichen Einrichtungen bis 
zu drei Wochen vor dem Wahltag 
aufgestellt werden. Bürger kön-
nen also wählen, wann es ihnen 
am besten passt. In einigen Staa-
ten können Bürger per Post wäh-
len. In Oregon bekommen alle 
Bürger 20 Tage vor dem Wahl-
tag einen Wahlzettel zugesandt, 
den sie entweder per Post zurück-
schicken oder an einem dafür be-
stimmten Ort persönlich abgeben 
können. Andere Orte – wie Seattle 
und King County im Staat Wash-
ington – haben sich für das Wäh-
len per Post entschieden, aber die 
Nachbarbezirke nutzen weiterhin 
elektronische Aufnahmegeräte 
oder Lochkarten. In den gesam-
ten Vereinigten Staaten gibt in-
zwischen mehr als ein Fünftel der 
Wählerschaft die Stimme vor dem 
so genannten „Wahltag“ ab.

STIMMAUSZÄHLUNG
Da der Prozentsatz der Bürger, 

die vor dem Wahltag ihre Stimme 
abgeben, stetig wächst, wäre es 
angemessener, den ersten Diens-
tag nach dem ersten Montag im 
November – Amerikas traditio-
nellem Präsidentschaftswahltag 
– nicht als “Wahltag”, sondern als 
“Zähltag” zu bezeichnen. Obwohl 
Wählen vor dem Wahltag immer 
beliebter wird, werden die Stim-
men nicht vor dem Wahlabend 
ausgezählt um zu vermeiden, 

dass vor Schließung der Wahllo-
kale Informationen an die Öffent-
lichkeit gelangen, welcher Kandi-
dat in Führung liegt. Diese Art der 
Vorabinformation könnte den Stil 
der Kampagne, die Bemühungen 
der Wahlteams und die Wahlbe-
teiligung beeinflussen.

Die Präsidentschaftswahl 2000 
lehrte uns viele wichtige Lektio-
nen zur Stimmauszählung. Laut 
Urteilsspruch des Obersten Bun-
desgerichts der Vereinigten Staa-
ten lag das Hauptproblem bei 
der umstrittenen Wahl in der An-
wendung einheitlicher Standards 
beim Auszählen verschiedener 
Arten von Stimmzetteln. In eini-
gen Wahlbezirken werden Stimm-
zettel von Abwesenden anders be-
handelt als jene, die direkt vor Ort 
abgegeben werden. Folglich müs-
sen in Zukunft eventuell mehrere 
verschiedene Berechnungen an-
gestellt werden. Stimmzettel von 
abwesenden Wählern werden in 
einigen Bezirken nicht gezählt, 
wenn ihre Zahl geringer ist als der 
Unterschied zwischen den beiden 
führenden Kandidaten.

Bei der Wahl im Jahr 2000 
stellte sich heraus, dass Wahlma-
schinen sich verhalten wie andere 
elektromechanische Geräte auch: 
Sie sind mit einer Fehlertoleranz 
ausgestattet, aber sie benötigen re-
gelmäßige Wartung, um so genau 
wie möglich zu funktionieren. Ist 
der Wahlausgang sehr knapp, so 
können die Berechnungsgeräte 
bei der Auszählung zu leicht un-
terschiedlichen Ergebnissen kom-
men, wenn die Stimmen mehr als 
einmal gezählt werden.

Wird eine landesweite Wahl 
durch einen Stimmenunterschied 
von weniger als 0,5 Prozent bei 
der Direktwahl entschieden und 
weist das Wahlergebnis eines 
Staates – in diesem Fall Florida – 
aus einer Gesamtzahl von 5,8 
Millionen Stimmen, die für George 
W. Bush und Al Gore abgegeben 
wurden, nur eine Differenz von 
202 auf, so können die Berech-
nungsverfahren und -geräte in die 
Kritik geraten. Ein großer Teil der 
Stimmen wurde in Florida per 
Lochkarte abgegeben. Ein Kritik-
punkt war die Wartung der 

Franklin Pierce, 
Demokrat 

(1853-1857)

Oben: 
Eine Beamtin in 

Georgia betätigt eine 
neue Touchscreen- 

Wahlmaschine im 
Oktober 2002. Das 

System wurde für 
den Einsatz bei den 

Wahlen im November 
vorbereitet.
Mitte unten: 

Ein Wahlbeamter 
überprüft die 

Registrierung von 
Wählern in Dearborn, 

Michigan, am 
7. November 2000.

Millard Fillmore, 
Whig 

(1850-1853)
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Maschinen, ein anderer die Be-
schaffenheit der Wahlzettel, die es 
dem Wähler ermöglichen muss, 
lesbare Löcher hineinzustanzen. 
In manchen Orten stiftete die Ge-
staltung der Wahlzettel Verwir-
rung, besonders bei älteren Wäh-
lern. Dies könnte dazu geführt ha-
ben, dass einige Wähler ihre Stim-
me versehentlich einem Kandida-
ten gaben, den sie nicht wählen 
wollten.

Der knappe Wahlausgang in 
Florida und die Tatsache, dass 
Florida der letzte Staat beim Ab-
schluss der Stimmauszählung war, 
führte dazu, dass sich sowohl das 
Wahlkampfteam von Bush als 
auch das Team von Gore in den 
Wochen nach dem Wahltag auf 
diesen Staat konzentrierten. Da 
das amerikanische Wahlsystem 
auf kommunaler Basis funktio-
niert und das Wahlmännerkol-
legium dem Kandidaten die je-
weiligen Stimmen aus dem Staat 
nach dem winner-take-all-Prinzip 
(System, das dem Wahlsieger alle 
Stimmen zuerkennt) zuschlägt, 
klagten beide Seiten vor Floridas 
Gerichten. Jedes Team suchte sich 
die Wahlorte heraus, von denen es 
sich die günstigste Entscheidung 
bei den zu klärenden Rechtsfragen 
und die besten Chancen für eine 
Anfechtung bestimmter Wahl-
stimmen erhoffte. Kein Team 
forderte eine Neuauszählung der 
Stimmen für den gesamten Staat. 
Schließlich landete der Fall beim 
Obersten Bundesgericht der Ver-
einigten Staaten zur rechtskräf-
tigen Entscheidung. Dieses ent-
schied in seinem Urteil, dass die 
Neuauszählung beendet werden 
solle und damit die ursprüngliche 
Bestätigung des Wahlergebnisses 
durch den Wahlbeauftragten des 
Staates gültig bleibe. So gingen 
die 25 Stimmen der Wahlmänner 
an George W. Bush, er erhielt die 
Mehrheit der Stimmen des Wahl-
männerkollegiums und sicherte 
sich die Präsidentschaft.

DIE REFORMBEWEGUNG
Eine klare Lehre konnte aus 

der Wahl 2000 gezogen werden: 
Floridas Probleme bei der Wahl-
verwaltung, den Wahlgängen und 
der Stimmauszählung hätten, zu-
mindest teilweise, in fast jedem 
Wahlbezirk der Vereinigten Staa-
ten auftreten können. Obwohl dies 
wahrscheinlich nicht die gleichen 
Folgen gehabt hätte, da eine Wahl 
selten so knapp entschieden wird 
wie die Präsidentschaftswahl 
2000, wurden verschiedene Pro-
blembereiche hervorgehoben. 
Mehrere Studien wurden in Auf-
trag gegeben und verschiedene 
Gremien hörten Sachverständi-
ge zur Notwendigkeit von Re-
formen an. Obgleich es sowohl 
bei der Überprüfung als auch bei 
den schließlich unterbreiteten Re-
formvorschlägen Elemente gab, 
die parteipolitisch gefärbt waren, 
überwog die Auffassung, dass 
Handeln im Vorfeld der Wahlen 
2004 nötig sei.

Im Jahr 2002 verabschiedete 
der 107. Kongress ein Gesetz, das 
den Wahlprozess vereinheitlichte 
(Help America Vote Act – HAVA). 
Dieses Gesetz enthält mehrere be-
merkenswerte Elemente: Zum ei-
nen stellte die Regierung den ein-
zelnen Staaten und Bezirken Geld 
zur Verfügung, um veraltete Loch-
karten- und Hebelwahlmaschinen 
zu ersetzen. Zum anderen wurde 
durch das Gesetz eine Wahlhil-
fekommission ins Leben geru-
fen, um die örtlichen Wahlleiter 
fachlich zu unterstützen und all-
gemeingültige Normen für Wahl-
einrichtungen einzuführen. Die 
Wahlhilfekommission wird frei-
willige Richtlinien für Wahlsys-
teme sowie für Erprobung und 
Zertifizierung von Hard- und Soft-
ware für Wahlsysteme vorschla-
gen. In den Aufgabenbereich der 
Kommission fällt außerdem die 
Schaffung von Forschungspro-
grammen. Damit soll Folgendes 
untersucht werden: Der Aufbau 
von Wahlmaschinen und die Ge-
staltung von Stimmzetteln, Me-
thoden der Registrierung, Metho-
den für vorläufige Wahlen, Mög-
lichkeiten zur Verhinderung von 
Betrug, Verfahren zur Einstellung 
und Ausbildung von Wahlhelfern, 
Bildungsprogramme für Wäh-
ler, Verfahren mit dem Ziel, die 
Auszählungsprozesse für Bun-
desämter in den einzelnen Staa-
ten einheitlicher zu gestalten und 
alternative Methoden, Wahlen für 

James Buchanan, 
Demokrat 
(1857-1861)

Bundesämter abzuhalten. HAVA 
ist eine wichtige Abkehr von der 
bisherigen Position der ameri-
kanischen Regierung, die in der 
Vergangenheit nicht Willens war, 
sich in Belange einzuschalten, die 
bislang als kommunale Aufgaben 
betrachtet wurden. Nach der Wahl 
2000 allerdings, ganz besonders 
nach dem Streit um die Stimmen 
in Florida, hat diese Verfahrens-
reform geholfen, den Glauben 
der Amerikaner an ihr Wahlsys-
tem wiederherzustellen. Und die 
damit verbundenen Kosten sind 
gering, wenn man bedenkt, dass 
Wahlen die gesetzliche Grundlage 
einer funktionierenden Demokra-
tie sind.                  ■

Michael W. Traugott ist Professor 
für Kommunikations- und Politik- 
wissenschaft an der University of 
Michigan. Er ist Mitverfasser 
folgender Werke: Voterʼs Guide to 
Election Polls und Election Polls, 
the News Media and Democracy. 
Zurzeit konzentriert sich seine 
wissenschaftliche Arbeit auf die 
Auswirkungen der Reform des 
Wahlprozesses.

Amerikanische Diplomaten und 
ihre Familien bei der Briefwahl 
vor dem Amerikanischen 
Konsulat in Bombay, Indien, 
am 17. Oktober 2000.

Andrew Johnson, 
Union 
(1965-1869)

Abraham Lincoln, 
Republikaner 
(1861-1965)
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Daten der Vorwahlen, parteiinternen Wahlversammlungen 
und Parteitage im Präsidentschaftswahlkampf

In den Vereinigten Staaten sind parteiinterne Wahlversammlungen und Vorwahlen notwendig, um die Präsi-
dentschaftskandidaten zu bestimmen. Dieser Kalender bietet einen Überblick über die Termine der Vorwahlen 
und parteiinternen Wahlversammlungen im Vorfeld der Präsidentschaftswahl 2004.

Im amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf versteht man unter einem “Caucus” im Allgemeinen eine 
Versammlung der Parteimitglieder auf Bundesstaatenebene während des Nominierungsprozesses für den 
Präsidentschaftskandidaten. Der Zweck dieses Systems von Parteiversammlungen besteht darin, durch die 
Wahl der Delegierten festzustellen, welchen Kandidaten die Parteimitglieder in den einzelnen Bundesstaaten 
bevorzugen. Vorwahlen haben eine ähnliche Funktion, aber sie sind direkte Wahlen, bei denen ein Kandidat 
einer politischen Partei für ein öffentliches Amt bestimmt wird. Abhängig vom Gesetz des jeweiligen 
Bundesstaates können die Wähler ihre Stimme direkt für ihren bevorzugten Präsidentschaftskandidaten 
abgeben oder für Delegierte stimmen, die sich zur Unterstützung eines bestimmten Präsidentschaftskandida-
ten beim Parteitag „verpflichtet“ haben.

WAHLJAHR

2004
WICHTIGE TERMINE

16
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19. Januar
Iowa

27. Januar
New Hampshire 

3. Februar
Arizona
Delaware
Missouri
Oklahoma
South Carolina (Demokraten) 
New Mexico (Demokraten)
North Dakota 

7. Februar
Michigan (Demokraten)

8. Februar
Maine (Demokraten)

10. Februar
Tennessee
Virginia
District of Columbia (Republikaner)

14. Februar
District of Columbia (Demokraten)
Nevada (Demokraten)

17. Februar
Wisconsin 

24. Februar
Utah (Demokraten)
Hawaii 
Idaho 

2. März
California 
Connecticut
Georgia 
Maryland 
Massachusetts
New York
Ohio
Rhode Island
Vermont
Washington
Minnesota 

9. März
Florida
Louisiana
Mississippi
Texas

13. März
Kansas (Demokraten)

16. März
Illinois 

20. März
Alaska (Demokraten)
Wyoming (Demokraten)

13. April
Colorado (Demokraten)

27. April
Pennsylvania 

4. Mai
Indiana
North Carolina

6. - 8. Mai
Wyoming (Republikaner) 

11. Mai
Nebraska
West Virginia

15. Mai
Wyoming (Demokraten)

18. Mai
Arkansas
Kentucky
Oregon

25. Mai
Idaho 

1. Juni
Alabama
New Mexico
South Dakota 

8. Juni
Montana
New Jersey 

26. - 29. Juli
Bundesparteitag der Demokraten 
Boston 

30. August - 2. September
Bundesparteitag der Republikaner 
New York City

17
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W

Durch getrennte und unabhän-
gige Wahlen für jedes Amt kann 
leicht eine Situation entstehen, in 
der eine Partei den Kongress kon-
trolliert, während ein Mitglied 
der anderen Partei der Präsident 
ist. Diese so genannte geteilte 
Regierung ist üblich geworden. 
In den letzten 24 Jahren haben 16 
Mal unterschiedliche Parteien das 
Repräsentantenhaus und die Prä-
sidentschaft kontrolliert, wobei 
die Republikaner seit 1994 die 
Mehrheit im Repräsentantenhaus 
halten. Von 1994 bis 2000 – den 
letzten sechs Jahren der achtjähri-
gen Regierungszeit des demokra-
tischen Präsidenten Bill Clinton - 
kontrollierten sie auch den Senat. 

Bei den Wahlen 2000 gewan-
nen die Republikaner die Prä-
sidentschaft und behielten ihre 
Mehrheit im Repräsentantenhaus. 
Beide Parteien hielten jedoch 50 
Sitze im Senat. Die Verfassung 
verleiht dem Vizepräsidenten 
(dem Republikaner Dick Cheney) 
die entscheidende Stimme im Se-
nat. Damit hatten die Republika-
ner nach den Wahlen 2000 die al-
lerknappste Mehrheit und somit 
die alleinige Kontrolle der Bun-
desregierung.

Im Juni 2001 verließ der repu-
blikanische Senator James Jef-
fords die Republikanische Partei. 
Dadurch ging die Kontrolle des 
Senats wieder auf die Demokra-
ten über, und es gab wieder eine 
geteilte Regierung. Die Demokra-
ten ihrerseits verloren diese winzi-
ge Mehrheit bei den Wahlen 2002; 
damit erlangten die Republikaner 
erneut die alleinige Kontrolle.

WIE DER KONGRESS GEWÄHLT 
WIRD

Das Repräsentantenhaus und 
der Senat haben nahezu gleiche 
Befugnisse, aber sie werden auf 
sehr unterschiedliche Weise ge-
wählt. Die Gründerväter der ame-
rikanischen Republik wollten, 
dass die Mitglieder des Repräsen-
tantenhauses der Öffentlichkeit 
nahe sind und ihre Wünsche mög-
lichst getreu in der Gesetzgebung 
wiedergeben. Aus diesem Grund 
sahen die Gründer ein ziemlich 
großes Repräsentantenhaus und 
häufige Wahlen (alle zwei Jahre) 
vor. Anfänglich erachteten einige 
eine zweijährige Amtszeit als zu 
lang. Heute besteht eher die Be-
sorgnis, dass sich die Amtsinha-
ber aufgrund der häufigen Wah-
len immer zur Wiederwahl stellen 

müssen und daher mehr an einem 
Wahlausgang zu ihren Gunsten 
als am Wohle der Nation interes-
siert seien.

Jeder Sitz im Repräsentanten-
haus steht für einen geografi-
schen Wahlkreis, und jedes Mit-
glied wird mit der einfachen Stim-
menmehrheit des einzelnen Wahl-
bezirks gewählt (single-member 
district), das heißt, der Kandidat 
mit den meisten Stimmen gewinnt 
die Wahl. Jedem der 50 Bundes-
staaten steht mindestens ein Sitz 
im Repräsentantenhaus zu, die 
übrigen werden den Staaten ent-
sprechend der Einwohnerzahl zu-
geteilt. Alaska beispielsweise hat 
sehr wenige Einwohner und da-
her nur einen Sitz im Repräsen-
tantenhaus. Kalifornien hat die 
höchste Einwohnerzahl und der-
zeit 53 Sitze.

Der Senat soll die Bundes-
staaten vertreten, und tatsächlich 
wurden ursprünglich die Sena-
toren von den Gesetzgebern der 
Bundesstaaten gewählt. Erst seit 
der Verabschiedung des 17. Zu-
satzartikels zur Verfassung im 
Jahr 1913 werden sie direkt von 
den Wählern ihres Bundesstaats 
gewählt. Jeder Bundesstaat wählt 
zwei Senatoren für eine sechsjäh-
rige Amtszeit, wobei ein Drittel 
der Sitze im Senat alle zwei Jah-
re zur Wiederwahl steht. Die Se-
natoren werden also in Wirklich-
keit mit der Stimmenmehrheit der 
Wählerschaft gewählt, wobei ein 
Bundesstaat als Wahlbezirk mit 
Mehrheitswahlrecht dient.

Durch Stimmenmehrheit ent-
schiedene Wahlen führen - vor 
allem in Wahlbezirken mit Mehr-
heitswahlrecht - meistens zu ei-
nem System mit nur zwei gro-
ßen politischen Parteien. Das ist 
darauf zurückzuführen, dass die 
Kandidaten dritter Parteien ge-
ringe Chancen auf einen Wahl-
sieg haben. Die Wähler ziehen es 
vor, ihre Stimme nicht für einen 
ihrer Ansicht nach hoffnungslo-
sen Wahlkampf zu „verschwen-
den“, und Kandidaten, die die 
Wahl gewinnen möchten, vermei-
den daher Bündnisse mit hoff-
nungslosen Parteien. Da kleinere, 
nur am Rande vertretene Parteien 
keine Stimmenmehrheit erringen, 
kommt die Stimmenminderheit 
für gewöhnlich einer der bei-
den großen Parteien zugute, statt 

DIE WAHLEN 
ZUM KONGRESS

VON JOHN H. ALDRICH

W Während sich die 
Medien im Jahr 
2004 vornehm-
lich auf die Präsi-
dentschaftswahlen 

konzentrieren werden, geben die 
Amerikaner auch ihre Stimme ab, 
um weitere tausende Politiker in 
ein Amt zu wählen. Vor allem bei 
den Wahlen zum amerikanischen 
Kongress könnte es einen eben-
so harten Konkurrenzkampf ge-
ben wie bei den Präsidentschafts-
wahlen, und sie könnten beinahe 
ebenso wichtig sein. Zurzeit ist 
das Kräftegleichgewicht zwi-
schen den beiden großen Partei-
en im Kongress ziemlich ausge-
wogen. Tatsächlich haben die Re-
publikaner nur eine Mehrheit von 
12 Sitzen (von insgesamt 435) im 
Unterhaus – dem Repräsentanten-
haus – und nur 51 von 100 Sitzen 
im Senat – dem Oberhaus.

Die Kongresswahlen sind auch 
wegen der zentralen Rolle des 
Kongresses im politischen Ent-
scheidungsprozess wichtig. Im 
Gegensatz zu einem parlamenta-
rischen System sieht das ameri-
kanische System die Gewaltentei-
lung zwischen dem Kongress und 
dem Präsidenten vor. Der Kon-
gress verfasst und verabschiedet 
alle Gesetze. Ebenfalls im Ge-
gensatz zum parlamentarischen 
System wird die Parteidisziplin 
häufig weniger genau eingehal-
ten. Die Abgeordneten des Kon-
gresses können über Maßnahmen 
nach ihrem Gutdünken abstim-
men, auch so, wie sie es ihnen für 
ihre Wiederwahl am geeignetsten 
erscheint. Infolgedessen müssen 
die Kongressabgeordneten jedes 
Parteimitglied einzeln für sich ge-
winnen, statt mit der einhelligen 
Unterstützung einer äußerst diszi-
plinierten Partei rechnen zu kön-
nen. So wird jeder Sieg oder jede 
Niederlage im Kongress für beide 
Parteien wichtig.

Ulysses S. Grant, 
Republikaner 

(1869-1877)

Rutherford B. Hayes, 
Republikaner 

(1877-1881)

James A. Garfield, 
Republikaner 

(1881)

Chester A. Arthur, 
Republikaner 

(1881-1885)
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ABB. 1: 
FINANZIELLE 
UNTERSTÜTZUNG 
DER POLITICAL 
ACTION COMMITTEES 
FÜR WAHLKAMPAGNEN 
DES US-REPRÄSENTAN-
TENHAUSES, NACH 
PARTEI AUFGESCHLÜSSELT, 
1983-2000
Quelle: U.S. Statistical Abstract

DEMOKRATEN

REPUBLIKANER

Vizepräsident 
Dick Cheney gibt 
als Senatspräsident 
am 23. Mai 2003 
die entscheidende 
Stimme im Senat ab.

Robert Byrd aus West 
Virginia, langjähriger 
Senator der Demokraten, 
spricht mit einer Gruppe 
von Menschen vor dem 
Senatssaal, 2003.

den Splittergruppen mit weniger 
populären Programmen. Im ge-
samten Verlauf ihrer Geschich-
te hatten die Vereinigten Staaten 
nie mehr als zwei große Partei-
en. Selbst heute, auf dem Höhe-
punkt von so genannten „Persön-
lichkeitswahlen“ versuchen dritte 
Parteien und deren Kandidaten 
häufig, die Wahlen zu gewin-
nen, was ihnen allerdings selten 
gelingt. Nach den Wahlen 2002 
waren nur zwei der 435 Mitglie-
der des amerikanischen Reprä-
sentantenhauses unabhängig, und 
es gab nur einen unabhängigen 
Senator in dem 100 Abgeordne-
te zählenden Senat. Alle anderen 
Sitze in beiden Häusern wurden 
von Mitgliedern der Republika-
nischen oder der Demokratischen 
Partei gewonnen – den beiden gro-
ßen Parteien der Vereinigten Staa-
ten seit 1860. 

EINFLUSSFAKTOREN BEI DEN 
KONGRESSWAHLEN

In der amerikanischen Ge-
schichte waren Kongresswah-
len meistens parteibezogen. Da 
die meisten Wähler seit langem 
Anhänger der einen oder ande-
ren Partei waren, tendierten sie 
dazu, ihre Stimme entsprechend 
der Parteilinie abzugeben. Abge-
ordnete des Kongresses wurden 
oft wiedergewählt und hatten ihre 
Position manchmal jahrzehnte-
lang inne, weil die Mehrheit ihrer 
Wähler ihre Partei unterstützte. 
Ihre Leistungen als Amtsinhaber 
beeinflussten den Grad der Unter-
stützung nur unwesentlich (oder 
schmälerten sie). In jüngerer Zeit 
sind die Persönlichkeit der Kandi-
daten und die Wahlkampfthemen 
Kräfte, die neben der Parteitreue 
ins Gewicht fallen.Tatsächlich 
wurden die Bundeswahlen seit 
den sechziger Jahren zunehmend 
kandidatenbezogen. Die Fähigkeit 
der Kandidaten, den Wahlkampf 
über das Fernsehen zu führen, 
enorme Summen aufzubringen, 
Meinungsumfragen durchzufüh-

ren und andere Mittel des mo-
dernen Wahlkampfs rückten den 
Kandidaten als Einzelperson stär-
ker ins Bewusstsein der Wähler. 
Infolgedessen begannen die Wäh-
ler, zusätzlich zur Parteitreue die 
Stärken und Schwächen der bei-
den Kandidaten zu berücksich-
tigen. Eine kandidatenbezogene 
Wahl ist von großem Vorteil für 
die Amtsinhaber im Kongress. 
Die Amtsinhaber sieht man sehr 
viel häufiger im Fernsehen und 
in den Zeitungen als ihre Her-
ausforderer. Mit der vermehrten 
Präsenz in den Medien und be-
trächtlichem Einfluss auf die öf-
fentliche Politik können die Amts-
inhaber auch sehr viel mehr Geld 
für ihren Wahlkampf aufbringen. 
Aus diesen und anderen Gründen 
haben Amtsinhaber, die sich der 
Wiederwahl stellen, große Chan-
cen zu gewinnen. 2002 stellten 
sich 398 Mitglieder des Reprä-
sentantenhauses der Wiederwahl, 
und nur 16 erlitten eine Niederla-
ge. Auch von den 26 kandidieren-
den Senatoren verloren nur drei. 
Mit einer Wiederwahlquote von 
88 Prozent für den Senat und 96 
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ABB. 2: 
FINANZIELLE 

UNTERSTÜTZUNG DER 
POLITICAL ACTION 
COMMITTEES FÜR 

AMTSINHABER UND 
HERAUSFORDERER 

BEI DEN WAHLEN 
DES REPRÄSENTANTEN- 

HAUSES, 1983-2000

Prozent für das Repräsentanten-
haus sind Kongresswahlen zu 
Recht nicht nur auf den Kandida-
ten bezogen, sondern auch auf den 
Amtsinhaber. Mit mehr Geld und 
Medienberichterstattung gewin-
nen die Amtsinhaber, da sie – im 
Gegensatz zu ihren Herausforde-
rern – der Wählerschaft bekannt 
sind. Meinungsumfragen bele-
gen, dass neun von zehn Befrag-
ten den Namen ihres amtierenden 
Senators oder ihres Vertreters im 
Repräsentantenhaus, aber kaum 
mehr als die Hälfte den Namen 
des wichtigsten Herausforderers 
kennen – und das sogar gegen 
Ende des Wahlkampfs. Aufgrund 
ihres geringen Bekanntheitsgrads 
fällt es den Herausforderern sehr 
schwer, die Geldgeber davon zu 
überzeugen, sie zu unterstützen. 
Das führt bedauerlicherweise oft 
dazu, dass möglicherweise star-
ke Kandidaten sich nicht gegen 
etablierte Amtsinhaber aufstellen 
lassen, und diejenigen, die kan-
didieren, haben Schwierigkeiten, 
Geld für ihren Wahlkampf aufzu-
bringen. Die Höhe der Gelder, die 
den Kandidaten für den Kongress 
von politischen Aktionsausschüs-

sen (political action committees – 
PACs) zufließen, unterstreicht die 
Bedeutung von Geld, Partei und 
Amt bei Kongresswahlen. Bemer-
kenswert ist auch, dass die De-
mokraten bei der Unterstützung 
durch die PACs bis 1994 einen 
beträchtlichen Vorteil hatten, das 
heißt, während der Jahre, in denen 
sie die Mehrheitspartei waren. In 
den letzten drei Wahlzyklen hol-
ten die Republikaner bei der Un-
terstützung durch die PACs zu 
den Demokraten auf. Bei einem 
solchen Kopf-an-Kopf-Rennen 
erhalten beide Parteien jetzt prak-
tisch Beträge in gleicher Höhe 
von den PACs. Der enorme Vor-
teil der Amtsinhaber beim Spen-
denaufkommen ist bei jeder Wahl 
offensichtlich. Tatsächlich ist der 
von den PACs an die Amtsinha-
ber geflossene Betrag in den letz-
ten beiden Jahrzehnten beträcht-
lich gestiegen, während die an die 
Herausforderer gehenden Gelder 
sehr viel weniger zugenommen 
haben. Mit wachsender Bekannt-
heit der Herausforderer bei den 
Wählern nimmt die Wahrschein-
lichkeit zu, dass beide Kandi-
daten gleich behandelt werden. 

Die Wähler entscheiden sich dann 
für den Kandidaten, der ihrer An-
sicht nach für das schlagkräftigere 
Programm steht. Welche Appelle 
sind bei Kongresswahlen am wir-
kungsvollsten? Auch das hat sich 
geändert, besonders bei den letz-
ten Wahlen. Bis vor kurzem wur-
den Kongresswahlen nicht auf-
grund nationaler Themen, son-
dern nach den besonderen Inte-
ressen und Anliegen eines Bezirks 
entschieden. Dies traf besonders 
auf die Zwischenwahlen zu – das 
heißt, die in der Mitte der vierjäh-
rigen Amtszeit des Präsidenten 
abgehaltenen Wahlen – die daher 
nicht zwangsläufig auf nationale 
Themen konzentriert sind wie der 
Präsidentschaftswahlkampf. Die-
se lokale Ausrichtung der Wah-
len passt gut zur zunehmenden 
Bedeutung von kandidatenbezo-
genen Wahlen, da die Kandida-
ten ihre Reden auf den jeweiligen 
Wahlbezirk zuschneiden können.

Die Wahlen 1994 waren ein 
Wendepunkt. Die Republikani-
sche Partei errang die Mehrheit 
im Senat und gewann die beein-
druckende Zahl von 52 Sitzen von 
der Demokratischen Partei im Re-

AMTSINHABER
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Grover Cleveland, 
Demokrat 

(1885-1889) (1893-1897)

Benjamin Harrison, 
Republikaner 

(1889-1893)
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präsentantenhaus hinzu. Zum ers-
ten Mal seit 40 Jahren bekam sie 
dort eine eigene Mehrheit. Ein 
Teil der Strategie ihres Parteivor-
sitzenden, Speaker des Repräsen-
tantenhauses Newt Gingrich, war 
ein Zehnpunkte-Legislativpro-
gramm mit dem Namen „Vertrag 
mit Amerika“. Bereits am Anfang 
der Kampagne unterstützte eine 
große Mehrheit der republika-
nischen Kandidaten für das Re-
präsentantenhaus diesen Vertrag, 
der nach der Wahl in ungewöhnli-
chem Maß an Bedeutung gewann. 
Gingrich versprach – außerordent-
lich erfolgreich - die neue repu-
blikanische Mehrheit würde den 
Vertrag in nur 100 Tagen im Re-
präsentantenhaus verabschieden. 
Diese Bestrebungen erhöhten das 
Ansehen des Repräsentantenhau-
ses und seiner Führung. Damit 
wurden Maßstäbe gesetzt, nach 
denen nationale Themen und eine 
Art nationales Parteiprogramm 
ein wichtiger Teil der Zwischen-
wahlkampagne sein könnten.

Die beiden seit 1994 abge-
haltenen Zwischenwahlen waren 
ebenso überraschend wie die 
Wahlen 1994. 1998 gewann die 
Partei des amtierenden Präsiden-
ten zum ersten Mal im Repräsen-
tantenhaus Sitze von der Oppo-
sitionspartei hinzu (in diesem 
Fall fünf, beziehungsweise sechs 
Sitze). Obwohl die Republika-
nische Partei ihre Mehrheit im 
Kongress behielt, stand sie als 
Verlierer der Wahlen 1998 da. 
Viele Parteimitglieder waren der 
Ansicht, dieser Verlust sei darauf 
zurückzuführen, dass man keinen 
klaren nationalen Standpunkt zum 
Wahlkampfprogramm vertreten 
habe. Die Demokraten konnten 
bei der Wahl 2002 keine Sitze 
hinzugewinnen und verfehlten 
die Mehrheit. Und wiederum – ob 
wahr oder nicht – führten viele 
Parteivorsitzende die Niederlage 
auf das Versäumnis der Partei 
zurück, ein nationales Wahlpro-
gramm aufzustellen.

KONGRESSWAHLEN 2004
Die dramatischen Umschwün-

ge bei den Kongresswahlen in 
den letzten zehn Jahren machen 
eine Vorhersage riskant. Die 
wichtigste Tatsache ist vielleicht, 
dass die alte Art und Weise, Wahl-
kampagnen zu führen, nicht mehr 
die effektivste ist und die Wähler 
anders zu einer Entscheidung ge-
langen. Trotz allem gibt es einige 

Dinge, auf die man im Jahr 2004 
achten kann.

Die dringlichste Frage für die 
Wahl 2004 ist, ob die Demokra-
ten genügend Sitze gewinnen 
können, um die Mehrheit im Re-
präsentantenhaus wiederzuerlan-
gen. Nur 34 Sitze im Senat stehen 
zur Wahl, davon sind 19 momen-
tan von den Demokraten besetzt. 
Darüber hinaus sahen sich beim 
letzten Mal weniger Republikaner 
einem starken Konkurrenzkampf 
ausgesetzt, und 22 Wahlen wer-
den in den Bundesstaaten abge-
halten, in denen George W. Bush 
2000 gewonnen hat. Daher scheint 

es unwahrscheinlich, dass die De-
mokraten erwarten können, Sitze 
im Senat hinzuzugewinnen. Die 
republikanische Senatsmehrheit 
scheint also sicher, und die Auf-
merksamkeit wird sich auf das Re-
präsentantenhaus richten.

Beide Parteien versuchen, die 
stärksten Kandidaten zu gewin-
nen und Ressourcen für die Wah-
len zum Repräsentantenhaus zu 
mobilisieren. Es hängt viel da-
von ab, neue Kandidaten für das 
Repräsentantenhaus zu gewin-
nen, besonders solche mit Wahl-
kampferfahrung wie beispielswei-
se Mitglieder der gesetzgebenden 
Körperschaften der Bundesstaa-
ten. Genauso wichtig ist aller-
dings das Ausmaß, in dem der Prä-
sidentschaftskandidat ihrer Partei 
die Chancen der Kandidaten für 
das Repräsentantenhaus stärkt 
oder schwächt, besonders derje-
nigen, die sich um Sitze bewer-
ben, deren momentaner Inhaber 
sich nicht zur Wiederwahl stellt. 
Eine Kombination von starken 
und erfahrenen Kandidaten für das 
Repräsentantenhaus und einer gu-
ten Wahlkampagne des Präsident-
schaftskandidaten der Partei kann 
zu den größten Schwankungen 

bei der Sitzverteilung zwischen 
den beiden Parteien führen.

In den vergangenen Jahrzehn-
ten hat sich „die Länge der Rock-
schöße des Präsidenten“ – das 
heißt, die Zahl der Wähler, die 
ihre Stimme derselben Partei für 
den Kongress und den Präsidenten 
geben – verkürzt. Die beiden Wah-
len sind relativ unabhängig von-
einander. Abgesehen davon hatte 
diese Verbindung bei den Wahlen 
2000, bei denen die beiden Präsi-
dentschaftskandidaten fast gleich 
viele Stimmen erhielten, für kei-
ne der beiden Parteien einen Vor-
teil bei den Kongresswahlen. Mit 

einem Amtsinhaber, der sich aller 
Voraussicht nach zur Wiederwahl 
stellt und mit einer solchen Ausge-
wogenheit der Sitze beider Partei-
en im Kongress könnte das Gleich-
gewicht zwischen den beiden Par-
teien im Kongress sehr wohl von 
den für die Präsidentschaftswahl 
abgegebenen Stimmen abhängen. 
Sollte Präsident Bush die hohen 
Zustimmungsraten behalten kön-
nen, die er während und unmittel-
bar nach dem Krieg mit dem Irak 
erhielt, könnte er den Stand sei-
ner Partei sowohl im Repräsen-
tantenhaus als auch im Senat stär-
ken. Sollten seine Zustimmungs-
raten möglicherweise aufgrund 
von Wirtschaftsproblemen sinken, 
dann wäre es denkbar, dass er die 
jahrzehntelange republikanische 
Mehrheit im Repräsentantenhaus 
mit sich reißt.

Wenn nationale Themen bei den 
Kongresswahlen immer wichtiger 
werden, so werden 2004 die Prä-
sidentschaftskandidaten und ihr 
politisches Programm die be-
deutendste nationale Kraft sein. 
Dieser Aspekt ist am schwie-
rigsten vorherzusagen. Zu dem 
Zeitpunkt, an dem dieser Artikel 
verfasst wurde, war die Nominie-

Mitte: 
Die republikanische 
Abgeordnete für Florida, 
Kathleen Harris, schüttelt 
ihrem demokratischen 
Pendant Kendrick Meek 
die Hand, während sich 
die neuen Mitglieder des 
Repräsentantenhauses 
auf ein Gruppenfoto 
vorbereiten 
(November, 2002). 

Rechts, von oben 
nach unten:
Denise Majette, 
Kandidatin der 
Demokraten für die 
Kongresswahlen bei den 
Vorwahlen dankt ihren 
Unterstützern (August 
2002, Decatur, Georgia). 

Die texanische Senatorin 
Kay Bailey Hutchison 
winkt Ihren Anhängern 
nach Ihrer Antrittsrede 
vor dem Texas State 
Capitol in Austin zu 
(7. November 2000).

Ernie Fletcher, 
republikanischer 
Abgeordneter für 
Kentucky, feiert am 
gleichen Tag seine 
Wiederwahl in den 
Kongress.
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rung des Präsidentschaftskandi-
daten auf der Seite der Demokra-
ten noch völlig offen. Zahlreiche 
Kandidaten bewerben sich um die 
Nominierung, und keiner von ih-
nen zeichnet sich bisher als Spit-
zenkandidat ab. Zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt können wir nicht 
sagen, ob ein liberaler oder gemä-
ßigter Kandidat oder ein Kriegs-
befürworter oder Kriegsgegner 
ganz oben auf der Wahlliste der 
Demokraten stehen wird. Wenn 
sich Präsident Bush erwartungs-
gemäß zur Wahl stellt, können 

wir davon ausgehen, dass er er-
neut nominiert wird.

Wahrscheinlich werden innen-
politische Themen beim Wahl-
kampf 2004 wieder das zentrale 
Thema sein. Aber auch der Krieg 
gegen den Terrorismus wird 
wahrscheinlich das wichtigste 
außenpolitische Thema bleiben. 
Es ist einiger Zeit her – seit dem 
Zusammenbruch der Sowjetuni-
on – dass internationale Belange 
größere Bedeutung bei einer Prä-
sidentschaftswahl hatten. Wie die 
beiden Seiten die Debatte gestal-
ten oder wie die Öffentlichkeit re-

agiert, ist daher äußerst unsicher. 
Zurzeit sieht es jedoch aus, als sei 
die amerikanische Wirtschaft das 
Hauptanliegen der Wähler. Wie-
der einmal herrscht jedoch große 
Unsicherheit, in diesem Fall da-
rüber, ob sich die Wirtschaft stark 
verbessert (und dies auch so ge-
sehen wird) und damit die Repu-
blikaner begünstigt, oder weiter-
hin schwach bleibt oder eventuell 
sogar zu einer Rezession tendiert 
und damit ein Wiedererstarken der 
Demokraten bewirkt.

Mit anderen Worten, bei der 
Wahl 2004 geht es aufgrund des 
in den letzten zehn Jahren gehalte-
nen Kräftegleichgewichts bei der 
Sitzverteilung um die parteipoliti-
sche Kontrolle von Repräsentan-
tenhaus und Senat. Damit steht 
für die amerikanische Demokratie 
sehr viel auf dem Spiel, da sich die 
Richtung der Politik ändert, wenn 
eine Partei, die andere, oder keine 
die Kontrolle hat. Diese Unsicher-
heit wird noch dadurch verstärkt, 
dass das Ergebnis der Kongress-
wahlen sehr wohl durch die Re-
aktion der Öffentlichkeit auf die 

UMFRAGEN, 
EXPERTEN UND 

DIE WAHLEN 
2004

Theodore Roosevelt, 
Republikaner 

(1901-1909)

Oben: Mitglieder des 
Repräsentantenhauses leisten am 
7. Januar 1997 zu Beginn der 105. 
Kongressperiode ihren Diensteid. 

Unten: Präsident George W. Bush 
hält am 27. Februar 2001 seine 
erste Rede in einer gemeinsamen 
Sitzung des amerikanischen 
Kongresses. 

beiden Präsidentschaftskandida-
ten bestimmt werden kann und 
dadurch, wer der Kandidat der 
Demokratischen Partei sein wird, 
für was er eintritt und wie die Öf-
fentlichkeit auf ihn reagiert. All 
dies macht den Wahlkampf 2004 
ungewöhnlich spannend.    ■

John H. Aldrich (Promotion in 
Rochester), ist Pfizer-Pratt Uni-
versitätsprofessor für Politikwis-
senschaften der Duke Universi-
ty in Durham (North Carolina). 
Seine Fachgebiete sind amerikani-
sche Politik und Verhaltensweisen, 
formale Theorie und Methodologie. 
Er ist Verfasser und Koautor mehre-
rer Bücher, darunter Why Parties? 
und Before the Convention, Linear 
Probability, Logit and Probit Models 
sowie einer Reihe von Büchern über 
die Wahlen. Das letzte, Change and 
Continuity in the 2000 and 2002 
Elections, wurde vor kurzem veröf-
fentlicht. Seine Artikel erschienen in 
zahlreichen Zeitschriften.

William McKinley, 
Republikaner 

(1897-1901)
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Post, NBC/Wall St. Journal) – un-
terscheiden sich auf vielerlei Art 
von den Umfragen, die privat 
für die Kandidaten oder die po-
litischen Parteien durchgeführt 
werden und sind inzwischen ein 
wichtiger Teil des politischen 
Prozesses. Der wesentliche Un-
terschied besteht darin, dass Me-
dienumfragen öffentlich sind und 
hauptsächlich dazu dienen, die 
Wähler zu informieren, welche 
Kandidaten im politischen Ren-
nen vorn liegen. Sie haben den 
Anspruch, neutral und unabhän-

gig zu sein. Diese Objektivität 
ist besonders entscheidend, da sie 
die Kandidaten davon abhält, ihre 
„privaten“ Umfrageergebnisse zu 
schönen. Ein Kandidat konnte frü-
her zum Beispiel behaupten, dass 
er laut privater Erhebung in Füh-
rung läge, auch wenn der gesunde 
Menschenverstand etwas anderes 
vermuten ließ. Über die Jahrzehn-
te hat die unabhängige politische 
Meinungsforschung einen objek-

UMFRAGEN, 
EXPERTEN UND 

DIE WAHLEN 
2004

Von oben nach unten: 
Ein Mann liest die 
Chicago Tribune vom 
1. Mai 1968, in der die 
Entscheidung Präsident 
Johnsons verkündet wird, 
nicht für eine Wiederwahl 
zu kandidieren.

Der demokratische 
Präsidentschaftskandi-
dat Eugene McCarthy 
spricht zu Studenten der 
Cleveland’s Case Western 
University im April 1968.

Delegierte des republikanischen Parteitags 
unterstützen Präsidentschaftskandidat 
Senator Robert Dole (San Diego, 1996). 

VON JOHN ZOGBY

einflussen. Aber in den zwei Jahr-
zehnten, die ich als Meinungs-
forscher gearbeitet habe, konnte 
ich feststellen, dass jene, die sich 
am lautesten über Umfragen be-
schweren, diejenigen sind, die die 
aktuellen Zahlen sofort zur Hand 
haben.

MEINUNGSUMFRAGEN 
DAMALS UND HEUTE

Es gab eine Zeit, zu der nur ein 
oder zwei Meinungsforschungs-
institute präsent waren. Heute, im 
Zeitalter der blitzartigen Nach-
richtenübermittlung, des Inter-
nets und der 24-Stunden-Nach-
richtenkanäle, wird ein Großteil 
der Lücken in den Nachrichten-
sendungen häufig mit Meinungs-
umfragen aus unterschiedlichsten 
Quellen gefüllt, seien diese nun in 
Auftrag gegeben oder auch nicht.

Obwohl die erste politische 
Umfrage 1824 von einer loka-
len Zeitung in Harrisburg (Penn-
sylvania) durchgeführt wurde, 
gehörten Umfragen von unab-
hängigen Meinungsforschungs-
instituten bis zu den dreißiger 
Jahren nicht zum Inventar der 
Wahlkampfberichterstattung. Die 
ersten und besten modernen po-
litischen Umfragen wurden von 
Instituten wie Gallup und Roper 
durchgeführt, später kamen so be-
kannte amerikanische Namen wie 
Sindlinger, Yankelovich und Har-
ris hinzu. In den siebziger Jahren 
zeigten die drei größten amerika-
nischen Nachrichtensender zu-
sätzlich ihre eigenen Umfragen 
für die Präsidentschaftswahlen 
und kurz darauf auch für wichti-
ge landesweite Gouverneurs- und 
Kongresswahlen.

Medienumfragen – jene Erhe-
bungen, die von einem Nachrich-
tensender in Zusammenarbeit mit 
einer Zeitung durchgeführt wer-
den (beispielsweise CBS/New 
York Times, ABC/Washington 

VV
Viele Amerikaner 
lieben politische 
Meinungsumfragen. 
Andere lieben es, sie 
zu hassen. Jene, die 

Meinungsumfragen lieben, ge-
nießen das Geschäft der Politik 
– wer liegt in Führung, wer hat 
eine Chance zu gewinnen, wer 
vertritt die beliebteste Positi-
on zum Thema Gesundheits-
fürsorge oder zur Wirtschaft. 
Diese “politischen Junkies” 
verfolgen gespannt die Bewer-
tung der Arbeit von Präsiden-
ten, Gouverneuren und Bürger-
meistern. Und vielen Wählern 
scheint einfach die Vorstellung 
zu gefallen, mit anderen in ihrer 
Gemeinde oder ihrem Land ver-
bunden zu sein. In einem Zeit-
alter, in dem immer mehr Ame-
rikaner einen Großteil des Ta-
ges anonym in Großraumbüros 
oder auf langen Arbeitswegen 
verbringen, vermitteln die Um-
fragen den Bürgern ein Gefühl 
davon, wie sie als Teil einer na-
tionalen Gemeinschaft im Ver-
hältnis zu anderen stehen.

Der Beruf des Meinungsfor-
schers ist umstritten. Oft wird 
uns vorgeworfen, dass wir nicht 
nur die Schwankungen der öf-
fentlichen Meinung bezüg-
lich der Themen und Kandi-
daten messen, sondern Wähler 
manipulieren, wie Gurus über 
leicht beeinflussbare Inhaber 
öffentlicher Ämter herrschen 
und schließlich sogar Wahlbe-
teiligung und Wahlausgang be-
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tiven Einblick in den Wahlkampf, 
eine Bewertung der Stärken und 
Schwächen der einzelnen Kandi-
daten und eine Analyse der de-
mografischen Gruppen, die den 
jeweiligen Kandidaten unterstüt-
zen, gewährt. Diese unabhängi-
gen Erhebungen ermöglichen es 
Reportern und Redakteuren, den 
Stand des Wahlkampfes verläss-
lich zu beurteilen und entspre-
chend darüber zu berichten.

Durch ihre Transparenz ist die 
unabhängige Meinungsforschung 
für Zeitungsleser und Fernseh-
publikum eine nützliche Infor-
mationsquelle. Aber sogar un-
abhängige Erhebungen können 
problematisch sein. Im Jahr 1996 
forderte der ehemalige republika-
nische Mehrheitsführer im Senat, 
Bob Dole, den demokratischen 
Amtsinhaber Bill Clinton beim 
Rennen ums Weiße Haus heraus. 
Die meisten Umfragen ergaben, 
dass Dole während des gesamten 
Wahlkampfes fast 25 Punkte zu-
rücklag. Meine eigenen Erhebun-
gen für Reuters zeigten jedoch ein 
wesentlich dichteres Rennen mit 
einem Abstand von circa 7–12 
Punkten. Bei diesem Wahlkampf 
bestimmten allerdings die Sondie-
rungen anderer Sender und großer 
Zeitungen die Berichterstattung in 
den Medien. Tagein, tagaus wur-
de Dole also als der Kandidat be-
zeichnet, der „hoffnungslos mit bis 
zu 25 Punkten“ hinter dem Präsi-
denten „zurücklag“. Wenn nur die 
einseitigsten Umfragen als Basis 
für die Wahlkampfberichterstat-
tung benutzt werden, kann dies zu 
einer Informationsschieflage füh-
ren, frühzeitig ein Ergebnis sugge-
rieren und es damit herbeireden. 
Zudem erschwert es dem Kandi-
daten das Spendensammeln oder 
das Vertreten seiner Meinung.

Heißt das also, dass Umfragen 
vor den Wahlen die Wahlbeteili-
gung und/oder das Ergebnis beein-
flussen? Die kurze Antwort ist im 
Allgemeinen: Nein. Obwohl die 
Berichterstattung über den Dole-
Clinton-Wahlkampf zu ernsthaf-
ten Problemen für Senator Dole 
führte, gibt es keinen schlagen-
den Beweis, dass Dole den Wahl-
kampf hätte gewinnen können. Es 
gibt auch keine eindeutigen Be-
weise, dass ein Kandidat je im 
Wahlkampf verloren hat, weil er 
laut Umfragen bei den Vorwahlen 
im Hintertreffen war.

Einige Leute sind allerdings 
der Meinung, dass es heutzutage 

zu viele Umfragen gibt, einen re-
gelrechten „Meinungsmüll“. Ich 
habe bereits auf die 24-Stunden-
Nachrichtenkanäle und die Not-
wendigkeit hingewiesen, große 
Nachrichtenlöcher zu stopfen. 
Das ist einer der Gründe für die 
Verbreitung von politischen Mei-
nungsumfragen. Der Wettbewerb 
unter den Medienkonzernen ist 
sicherlich ein anderer Faktor. Im 
Jahr 2000 gab es während des 
Wahlkampfes mindestens 14 gro-
ße unabhängige Meinungserhe-

bungen und deren Ergebnisse wa-
ren nicht immer einheitlich. Aber 
die Wähler sollten sich nicht be-
klagen – es gibt Auswahl und 
Wähler müssen beim Lesen der 
Umfragen kritische Verbraucher 
sein, so wie sie es sein sollten, 
wenn sie ein Auto oder ein Haus 
kaufen. Es gibt einige Grundre-
geln beim Interpretieren der Mei-
nungsumfragen und hier sind mei-
ne Ratschläge, wie man Umfragen 
am besten liest.

STICHPROBENUMFANG UND 
ABWEICHUNG

Manchmal werden nach einem 
wichtigen Ereignis, zum Beispiel 
der jährlichen Rede des Präsiden-
ten zur Lage der Nation oder einer 
Debatte zwischen zwei Kandida-
ten, die sich um ein politisches 
Amt bewerben, über Nacht Um-
fragen durchgeführt. Die Daten 
werden oft in einer Nacht erhoben, 
damit sie am nächsten Tag rasch 
veröffentlicht werden können und 
umfassen eine Stichprobe von nur 
500 Personen landesweit. Diese 
“Übernacht-Umfragen” mögen 
zwar eine schnelle Interpretation 
der öffentlichen Meinung erlau-
ben, aber Experten glauben, dass 
sie fehlerhaft sind.

Zuerst einmal ist eine Stichpro-
be von nur 500 Bürgern in einem 
Land mit 280 Millionen Einwoh-
nern zu klein, um wirklich aussa-
gekräftig zu sein. Diese Stichpro-
be mag in 95 Prozent der Fälle, 
vielleicht plus/minus 4,5 Prozent, 
zutreffend sein, aber das genügt 
nicht für eine Präsidentschafts-
wahl oder eine Wahl in einem der 
großen Bundesstaaten. Außerdem 
reicht meiner Meinung nach eine 
Stichprobe von 500 Personen 
nicht aus, um in einer dieser Wah-

len die statistisch wichtigen Un-
tergruppen zu analysieren.

Es gibt noch weitere metho-
dologische Probleme. Wird eine 
Stichprobe in nur einer Nacht er-
stellt, so sind vielleicht nicht alle 
relevanten Gruppen zu Hause. 
Während Meinungsforscher ihre 
Stichproben normalerweise ge-
wichten, um so die Demografie 
der Bevölkerung genauer wieder-
zugeben, führt auch eine Gewich-
tung nicht unbedingt zum Aus-
gleich, wenn bestimmte Gruppen 
vollkommen unterrepräsentiert 
sind. Eine Umfrage über Nacht 
könnte zum Beispiel zu einer Un-
terrepräsentation der Afroameri-
kaner führen. Oder es würden zu 
viele Afroamerikaner aus Nebras-
ka oder Kansas befragt, aber nicht 
genug aus New York, Mississippi 
oder South Carolina.

Ein anderes Problem der über-
stürzten Erhebungen ist die Be-
fragung von „Erwachsenen“ an-
stelle von „möglichen Wählern“. 
Die Demografie dieser beiden 
Gruppen kann sehr unterschied-
lich sein. In der „Erwachsenen“-
Gruppe sind im Allgemeinen 
mehr Angehörige von Minderhei-
ten, Mitglieder von einkommens-
schwachen Haushalten und Ge-
werkschafter vertreten. Da diese 

Rechts: 
Medienmitarbeiter 

vor ihrer Website bei 
der demokratischen 
Parteiversammlung 
am 17. August 2000 

in Los Angeles.

William Howard Taft, 
Republikaner 

(1909-1913)
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Woodrow Wilson, 
Demokrat 
(1913-1921)

Wählerschichten die Demokrati-
sche Partei und ihre Kandidaten 
bevorzugen, kann ihre Überre-
präsentation die Ergebnisse ver-
fälschen.

Achten Sie bei Meinungsum-
fragen also auf Größe und Zu-
sammensetzung der Stichproben. 
Eine gute landesweite Erhebung 
in den Vereinigten Staaten wird 
mindestens 1.000 mögliche Wäh-
ler befragen und eine Fehlerquote 
von nicht mehr als plus/minus drei 
Punkten aufweisen.

WENN EIN SIEG 
KEIN SIEG IST

Genau wie Mona Lisa oder 
berühmte Romane können auch 
einwandfrei durchgeführte Um-
fragen auf verschiedene Art in-
terpretiert werden. Beim Lesen 
entstehen bei Reportern und Ex-
perten vielerlei Erwartungen, die 
zu diesem schwer fassbaren We-
sen, der “landläufigen Meinung” 
mutieren. Beide Gruppen lieben 
es allerdings, wenn die Kandi-
daten der landläufigen Meinung 
ein Schnippchen schlagen. Folg-
lich gibt es viele Kandidaten, die 
sich entgegen erster Umfrageer-
gebnisse von der Menge abgeho-
ben haben.

Ein Beispiel ist Senator Eugene 
McCarthy, der im Wahlkampf ge-
gen Präsident Lyndon Johnson im 
Jahr 1968 gegen den Vietnam-
krieg zu Felde zog. Obwohl sich 
in den Vereinigten Staaten zu jener 
Zeit eine Haltung gegen den Krieg 
herausbildete, glaubte niemand 
ernsthaft, dass ein wenig bekann-
ter Senator aus Minnesota eine 
wirkliche Bedrohung für den 
mächtigen Präsidenten Johnson 
werden könnte. Aber als die Stim-
men nach der ersten Vorwahl 
(New Hampshire) ausgezählt wur-
den, kam McCarthy auf 41 Pro-
zent und Johnson auf 49 Prozent 
der Stimmen. Obgleich der Name 
des Präsidenten gar nicht auf dem 
Wahlzettel stand und extra von 
seinen Anhängern eingetragen 
werden musste, entschieden die 
Experten, McCarthys Erfolg gin-
ge so weit über die Erwartungen 
der Vorwahl-Umfragen hinaus, 
dass er der Sieger sei. Der „Sieg“ 
von McCarthy versetzte die poli-
tische Welt in Erstaunen, und in-
nerhalb von zwei Wochen ent-
schied sich Präsident Johnson, 
nicht zur Wiederwahl anzutreten.

Einen ähnlichen von Exper-
ten erklärten Sieg gab es 1972 

bei den Vorwahlen der Demo-
kraten in New Hampshire. Sena-
tor George McGovern aus South 
Dakota, der im Jahr 1968 kurz-
zeitig als Kriegsgegner und Füh-
rer einer innerparteilichen Re-
formbewegung bei den Demo-
kraten aufgetreten war, forderte 
den klaren Favoriten des Präsi-
dentschaftswahlkampfes, Senator 
Edmund Muskie, heraus. McGo-
verns private Umfragen ergaben, 
dass er bei den Vorwahlen in New 
Hampshire die 40 Prozentmarke 
überschreiten könnte. Wohlweis-
lich erzählte er den Medien, mit 35 
Prozent wäre er voll und ganz zu-
frieden. Als er 43 Prozent erziel-
te und Muskie 48, argumentierte 
die Presse, dass der Herausfor-
derer (wie im Jahre 1968) durch 
das Überschreiten der Umfrage-
erwartungen „gewonnen“ hätte. 
Genau wie im Jahre 1968 brach-
te der „Sieg“ McGovern das, was 
Historiker als die größten Vorteile 
einer gewonnenen Wahl in New 
Hampshire betrachten: Presse, 
Geld und Dynamik. McGovern 
wurde schließlich von der Demo-
kratischen Partei als Kandidat für 
die Präsidentschaftswahlen nomi-
niert, verlor aber weit abgeschla-
gen gegen Richard Nixon.

1976 wurde der frühere Gou-
verneur von Georgia, Jimmy Car-
ter, von der Presse in Washington 
zuerst „Jim, wer?“ getauft. Ein Er-
gebnis von 28 Prozent in 

                

New Hampshire, wo er gegen 
fünf bekanntere Demokraten an-
trat, reichte, ihn erst zum Spit-
zenkandidaten und schließlich 
zum Präsidentschaftskandidaten 
zu machen.

Diese Fälle zeigen also, dass 
Umfragen vor den Wahlen poten-
ziell genutzt werden können, um 
die Position des Spitzenkandida-
ten zu untermauern oder zu unter-
graben. Die Meinungsforschung 
schafft regelrechte Normen für 
die Wahlkampfberichterstattung 

und eine landläufige Meinung in 
Erwartung des Wahlausgangs.

UMFRAGEN ZUM 
WAHLAUSGANG

Umfragen zum Wahlausgang 
sind in den Vereinigten Staaten so-
wohl bei Bundeswahlen als auch 
bei Wahlen in den Bundesstaa-
ten seit den siebziger Jahren weit 
verbreitet. Sie sind heutzutage die 
umstrittenste Art der Erhebung, da 
sie versuchen, den Wahlausgang 
über den jeweiligen Wahlkreis hi-
naus vorherzusagen, basierend auf 
Aussagen von Wählern, die gera-
de ihre Stimme abgegeben haben. 
Die Umfragen zum Wahlausgang 
kamen bei den Präsidentschafts-
wahlen 2000 besonders in Verruf, 
als sie von Fernsehstationen miss-
braucht wurden, die nicht eine, 
sondern zwei falsche Vorhersagen 
über den Gewinner der Wahlen in 
Florida machten.

Umfragen zum Wahlausgang 
sind jedoch ein wichtiges Instru-
ment für Meinungsforscher, Pres-
se und Wissenschaftler, wenn sie 
richtig angewandt werden. Ihr Nut-
zen geht weit darüber hinaus, den 
Sieger schon früh in der Wahlnacht 
zu ermitteln. Sie versorgen Exper-
ten und Politologen außerdem mit 
Details zum Wahl-
verhalten einzel-
ner demografi-
scher Grup-

pen und geben auch de-
ren Gründe für die Wahlentschei-
dung an. Ferner helfen sie den 
Meinungsforschern, Modelle der 
Wahlbeteiligung für zukünfti-
ge Wahlen zu entwickeln. Damit 
wird untersucht, wie viele Perso-
nen einer demografischen Gruppe 
wahrscheinlich an der Wahl teil-
nehmen werden. Das ist wichtig 
um sicherzustellen, dass Stichpro-
ben von zukünftigen Wählern, die 
für politische Zwecke genutzt wer-
den, repräsentativ sind.

Von links nach rechts: 
Republikaner in Texas 
sehen sich die erste 
Fernsehdebatte zwischen 
Al Gore und George Bush 
im Jahr 2000 an.

Eine Frau in Los Angeles 
füllt nach den Vorwahlen 
ein Formular für eine 
Wahltagsbefragung aus.



26 27

BEFINDET SICH DIE MEINUNGS-
FORSCHUNGSINDUSTRIE IN 
EINER KRISE?

Heutzutage wird viel über nied-
rigere Antwortquoten in der Mei-
nungsforschung geredet. Als ich 
mit meinem Beruf anfing, betrug 
die Antwortquote durchschnittlich 
65 Prozent – das heißt, zwei von 
drei Angerufenen waren bereit, an 
der Umfrage teilzunehmen. Heute 
beträgt die durchschnittliche Ant-
wortquote circa 30 Prozent, in 
manchen Großstädten sogar noch 

weniger. Einige Experten sind 
der Meinung, dass Umfragen 
deshalb nichts mehr taugen. 
Das stimmt nicht. Niedrige-
re Antwortquoten verlängern 
die Zeit der Fertigstellung ei-
ner Umfrage, aber trotzdem 
kann man weiterhin gute 
Stichproben bekommen.

Auch wenn einige Mei-
nungsforschungsinstitute – 
meine Firma eingeschlossen 
– in die Kritik geraten sind, 
weil die Umfragen bei eini-
gen wichtigen Wahlen nicht 
akkurat waren, sind wir im 
Allgemeinen noch in der 
Lage, Ergebnisse innerhalb 
der üblichen Fehlerquoten zu 
erzielen. Ich denke, dass ver-
nünftige Erwartungen an die 
Möglichkeiten von Umfragen 
und eine gesunde Skepsis der 
Konsumenten politischer In-
formationen der beste Ansatz 
für die Vorbereitung auf ein 
weiteres wichtiges Wahljahr 
2004 sind.     ■

John Zogby ist Generaldirektor 
von Zogby International, einem von 
ihm 1984 gegründeten Meinungs-
forschungsinstitut. Seine Firma hat 
unter anderem für Reuters und NBC 
Umfragen durchgeführt. Außerdem 
ist Zogby Autor des Buches: Deci-
sion 2000: Why the Republicans 
Gained.

Umfragen zum Wahlausgang 
werden allerdings problematisch, 
wenn sie genutzt werden, um den 
Wahlsieger zu ermitteln. Wie gut 
die Zusammensetzung der Stich-
probe auch sein mag, es bleibt 
eine Stichprobe mit der üblichen 
Fehlerquote. Gibt es einen über-
wältigenden Wahlsieg, so fällt 
das nicht sonderlich ins Gewicht. 
Ist der Wahlausgang jedoch sehr 
knapp, dann hat eine Fehlerquo-
te von 1 oder 2 Punkten enormen 
Einfluss. Bei den Wahlen im Jahr 

2000 gab es auf Grundlage der Er-
hebungen bei den Vorwahlen und 
den Umfragen zum Wahlausgang 
keine wirkliche Möglichkeit für 
die Fernsehstationen, vor Ende 
der Auszählung festzustellen, ob 
George W. Bush oder Al Gore die 
Wahlen in Florida gewonnen hat-
ten. Der Druck, als erstes eine Vor-
hersage zu bekommen, war größer 
als der Druck eine richtige Vorher-
sage zu machen.

Ich denke, wir können vom 
Zusammenbruch der Umfragen 
im Jahr 2000 lernen, auch wenn 
diese Ansicht von einem professi-
onellen Meinungsforscher eigen-
artig klingen mag. Wir müssen 

eben nicht wissen, wer die Wahl 
gewonnen hat, bevor die eigent-
lichen Ergebnisse feststehen. Der 
Wahl ist besser gedient, wenn die 
Umfragen zum Wahlausgang am 
Abend der Wahl nur dazu genutzt 
werden zu beleuchten, wer an der 
Wahl teilgenommen hat und war-
um jene Personen so gewählt ha-
ben, wie sie es taten.

Warren G. Harding, 
Republikaner 

(1921-1023)

Rechts: Kandidat 
George W. Bush 
nimmt während 
des Präsident-

schaftswahlkampfs an 
der Fernsehtalkshow 
„Hardball with Christ 

Matthews“ teil.

Unten: George 
W. Bush in der 

Fernsehtalkshow 
„Meet the Press“.
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aus. Kandidaten, die einen Sitz 
im Senat der Vereinigten Staaten 
erhielten, gaben in jenem Jahr im 
Durchschnitt 7,4 Millionen Dollar 
aus; jene, die einen Sitz im ame-
rikanischen Repräsentantenhaus 
gewannen, investierten durch-
schnittlich 849.000 Dollar. Die 
Ausgaben der einzelnen Kandi-
daten fallen bei den Gesamtaus-
gaben im Wahlkampf allerdings 
immer weniger ins Gewicht, da 
Parteien und Interessengruppen 
eine immer größere Rolle bei der 
direkten Kommunikation mit dem 
Wähler spielen.

Die klassische Form der Unter-
stützung seitens politischer Partei-
en und Interessengruppen bestand 
aus finanziellen Zuwendungen an 
den Kandidaten, der das Geld für 
Wählerkontakte ausgab, um die 
Wähler durch Werbung, Post-
wurfsendungen und so weiter 
zu überzeugen und um sicherzu-
stellen, dass die Wähler zur Wahl 
kommen, um ihre Stimme abzuge-
ben. Im heutigen Wahlkampf un-
terstützen politische Parteien und 
Interessengruppen nicht nur ihre 
bevorzugten Kandidaten, son-
dern setzen Gelder auch direkter 
ein, um ihren eigenen Einfluss auf 
den Wahlausgang zu maximieren. 
Dadurch wird es schwieriger, die 
Geldströme während der Wahlen 
zu kontrollieren. Eine besondere 
Herausforderung für die Politiker 
ist die Lenkung der Geldmittel, 
die nicht direkt von den Kandida-
ten kontrolliert werden. 

Kritiker machen schon seit lan-
gem darauf aufmerksam, dass die 
hohen Ausgaben im amerikani-
schen Wahlkampf in Kombina-
tion mit der Finanzierung durch 
private Gelder Anlass zur Sorge 
über eine unzulässige Beeinflus-
sung der Politik durch wohlhaben-
de Spender und Interessengruppen 
geben. Als Problemlösung werden 
meist verschärfte staatliche Rege-
lungen für Geldströme in der Po-
litik vorgeschlagen. Durch eine 
verbesserte Transparenz soll das 
Bewusstsein der Öffentlichkeit 
für Wahlkampffinanzierung ge-
schärft werden, so dass „spezielle 
Interessen“ das allgemein wahr-
genommene „öffentliche Inter-
esse“ nicht mehr behindern kön-
nen. Den „Reformern“ gegenüber 
stehen jene, die die Wahlausga-
ben als angemessen im Vergleich 
zu den Kosten von Gütern und 
Dienstleistungen in der heutigen 
Volkswirtschaft und der Größe 

des Staatshaushaltes sehen. Diese 
Beobachter betrachten die Wahl-
kampfausgaben als den Preis, den 
eine Demokratie für den Wettstreit 
bei der Wahl zahlen muss mit ho-
hen Geldspenden der Interessen-
gruppen als zeitgenössischem 
Ausdruck des lang etablierten 
amerikanischen Pluralismus. Die 
Judikative meldet beim Thema 
Regulierung der Wahlkampffi-
nanzierung häufig noch in einem 

weiteren Punkt Bedenken an. Eine 
Begrenzung der Wahlkampffinan-
zierung und der Wahlkampfausga-
ben könnte die von der Verfassung 
geschützten Rechte des Spenders 
auf freie Meinungsäußerung in der 
Politik unzulässig einschränken.

Man sollte vielleicht anmerken, 
dass das derzeitige amerikanische 
System der Wahlkampffinanzie-
rung die verschiedenen Philo-
sophien der Reformer, die Sicht 
der Befürworter des bestehen-
den Systems und die Rechtsspre-
chung, die die Parameter für die 
Regulierung durch die Regierung 
festgelegt hat, miteinander ver-
bindet. Das System spiegelt also 
sowohl die verabschiedeten – und 
bestätigten – Gesetze als auch die 
Entwicklung der amerikanischen 
Politik wider.

UNTERSCHIEDE IN DEN 
POLITISCHEN SYSTEMEN VON 
DEMOKRATIEN

Vergleiche des amerikanischen 
Systems der Wahlkampffinanzie-
rung mit dem anderer Demokrati-
en können uns helfen, einige ein-
zigartige Aspekte des politischen 
Systems der Vereinigten Staaten 
zu verstehen.

DER STAND DER 
WAHLKAMPF-

FINANZIERUNG

Mitte: Der demokra-
tische Senator Russ 
Feingold aus Wiscon-
sin und Senator John 
McCain aus Arizona 
(rechts) sprechen 
zur Presse vor dem 
U.S. Supreme Court 
im September 2003, 
während einer gericht-
lichen Anhörung über 
die Verfassungsmä-
ßigkeit des McCain-
Feingold Finanzreform-
gesetzes für Wahlkam-
pagnen.

Unten: Der demokra-
tische Abgeordnete 
Marty Meehan aus 
Massachusetts (links) 
und der republikani-
sche Abgeordnete 
Chris Shays aus Con-
necticut (rechts) nach 
einer erfolgreichen 
Abstimmung im Re-
präsentantenhaus über 
eine Finanzreform für 
Wahlkampagnen im 
März 2002.

Calvin Coolidge, 
Republikaner 
(1923-1929)

E
in bekannter amerikani-
scher Politiker sagte ein-
mal: „Geld ist die Mutter-
milch der Politik.“ Dies 
überrascht nicht, denn 

die amerikanische Version einer 
demokratischen Regierung basiert 
auf freien und offenen Wahlen so-
wie einer Tradition des Pluralis-
mus, in dem verschiedene Interes-
sen um Einfluss in der Politik 
wetteifern. Das trifft vor allem 
heutzutage zu, da es durch die 
Größe der Wählerschaft beson-
ders bei Wahlen für hohe Ämter 
unerlässlich ist, über die Massen-
medien mit den Wählern zu kom-
munizieren. Die Sendezeit ist ein 
wirksames aber auch kostspieliges 
Mittel, um ein Massenpublikum 
zu erreichen.

In den Vereinigten Staaten be-
kommen die Kandidaten für ein 
öffentliches Amt ihre Wahlkampf-
finanzierung normalerweise aus 
vier verschiedenen Quellen: (1) 
von einzelnen Bürgern, die direkt 
spenden; (2) ihrer eigenen politi-
schen Partei; (3) von Interessen-
gruppen, die häufig durch politi-
sche Aktionsausschüsse (political 
action committees – PACs) spen-
den; und (4) aus persönlichen Mit-
teln und Familienvermögen. Seit 
den siebziger Jahren steht für ei-
nige Wahlen außerdem eine fünfte 
Quelle zur Verfügung – die öffent-
lichen Gelder. Ein Großteil der öf-
fentlichen Gelder fließt in die Prä-
sidentschaftswahlen.

Durch verstärkte Nutzung von 
Radio und Fernsehen und die 
Professionalisierung der Poli-
tik werden Wahlkämpfe immer 
teurer. Im Jahr 2000 gaben die 
Kandidaten der Präsidentschafts-
wahlen 607 Millionen Dollar und 
die Kandidaten für den Kongress 
etwas über eine Milliarde Dollar 

VON JOSEPH E. CANTOR
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KANDIDATENBEZOGENE 
WAHLEN

Zuallererst wäre die Abkehr Ame-
rikas von der in den meisten Demo-
kratien existierenden Ausprägung 
des parlamentarischen Systems zu 
nennen, bei dem die politischen 
Parteien im Mittelpunkt der Wahl 
und der Regierungsführung stehen. 
Die Parteien spielen bei den ameri-
kanischen Wahlen noch immer eine 
wichtige Rolle. Allerdings haben sie 
lange nicht mehr die Bedeutung, die 
ihnen früher in der Geschichte zu-
kam, vor den vielen Reformen und 
anderen Änderungen, die während 
des zwanzigsten Jahrhunderts er-
folgten.

Was immer auch geschieht: 
Die Vereinigten Staaten haben ein 
kandidatenbezogenes, kein par-
teienbezogenes Wahlsystem. Die 
Kandidaten sind unabhängig, ihre 
Karriere oder Nominierung hängt 
nicht von Parteifunktionären ab, 
sondern von den Wählern der 
Vorwahlen. Während diese Un-
abhängigkeit positive Effekte wie 
größere Offenheit und Rechen-
schaftspflicht mit sich bringt, hat 
sie andererseits zu einem Anstieg 
der Wahlkampfkosten geführt, da 
die Kandidaten einen quasi-unab-
hängigen Unterstützungsapparat 
und unabhängige Geldgeber benö-
tigen. Außerdem sind viele Wäh-
ler heutzutage stolz darauf, par-
teiunabhängig zu wählen. Folg-
lich stimmen sie „für die Person, 
nicht für die Partei“, also muss der 
Kandidat sich gut als öffentliche 
Person darstellen können.

ERSTER ZUSATZARTIKEL 
ZUR AMERIKANISCHEN 
VERFASSUNG

Ein weiterer einzigartiger As-
pekt des amerikanischen Systems 
ist die große Rolle, die diese wohl 
definierten Rechte auf Rede- und 
Vereinigungsfreiheit spielen, die 
im ersten Zusatzartikel zur ame-
rikanischen Verfassung garantiert 
werden. Es ist Aufgabe der Judi-
kative zu entscheiden, ob erlas-
sene Gesetze im Widerspruch zu 
diesen Rechten stehen. In seiner 
Grundsatzentscheidung aus dem 
Jahr 1976 – Buckley ./. Valeo 
– urteilte das Oberste Bundesge-
richt der Vereinigten Staaten wie 
folgt: Ausgaben von Wahlkam-
pagnen, politischen Parteien und 
Interessengruppen, die der Kom-
munikation mit dem Wähler die-
nen, unterliegen keiner Begren-
zung. Der Umfang von Spenden 

einzelner Geldgeber an zur Wahl 
stehende Kandidaten oder Par-
teien darf eingeschränkt werden. 
Das Gericht führte aus, dass eine 
Begrenzung von Ausgaben, die 
der Kommunikation mit dem 
Wähler dienen eine unzulässige 
Einschränkung der Redefreiheit 
wären. Gleichzeitig stellte das 
Gericht fest, dass Begrenzungen 
einzelner Geldquellen (zum Bei-
spiel Spenden) zwar ebenfalls zu 
einer Einschränkung der Redefrei-
heit führen könnten, angemessene 
Grenzen jedoch angebracht seien, 
da der Staat das System vor realer 
oder offensichtlicher Korruption, 
hervorgerufen durch Quidproquo-
Beziehungen zwischen Spendern 
und Kandidaten, schützen muss. 
Durch eine Abwägung des Rechts, 
Geld auszugeben, mit dem Recht 
auf Redefreiheit und durch die 
Unterscheidung von Geld, das an 
den Kandidaten geht und Geld, 
das vom Kandidaten ausgegeben 
wird, haben die Rechtsprechung 
dieses Gerichtes und folgende 
Entscheidungen von nachgeord-
neten Gerichten tiefgreifende 
Auswirkungen auf die Regulie-
rung und den Fluss von Geldströ-
men in der amerikanischen Poli-
tik gehabt.

STAATLICHE UNTERSTÜTZUNG 
DER POLITIK

Die wesentlich großzügigere 
Nutzung von öffentlichen Gel-
dern zur Finanzierung von Wah-
len in anderen Demokratien ist 
ein weiterer Unterschied zum 
politischen System der Vereinig-
ten Staaten. Subventionen der 
Regierung für einzelne Parteien 
sind international weit verbreitet. 
Kostenlose Sendezeit wird beson-
ders dann zur Verfügung gestellt, 
wenn große Fernsehsender im Be-
sitz der Regierung sind, was in den 
Vereinigten Staaten nicht der Fall 
ist. Durch direkte Subventionen in 
Kombination mit kostenloser Sen-
dezeit wird der Druck auf Politi-
ker verringert, Wahlkampfgelder 
zu sammeln.

Einige Amerikaner sind seit 
langem Befürworter ähnlicher 
staatlicher Subventionen für den 
Wahlkampf. Gleichzeitig treten 
sie für kostenlose oder kosten-
günstigere Sendezeit ein, die von 
den Privatsendern zur Verfügung 
gestellt werden soll. Sie waren 
bei der gesetzlichen Umsetzung 
ihrer Ideen teilweise erfolgreich. 
Diese Richtlinien stoßen jedoch 

auf Widerstand. Zum einen aus 
philosophischen Gründen (das 
heißt, Steuerzahler müssten Kan-
didaten unterstützen, die sie viel-
leicht ablehnen) und zum anderen 
aus praktischen Gründen (wie soll 
man zum Beispiel ein vollkommen 
faires System der Wahlkampfsub-
ventionierung aufbauen).

Diejenigen, die für eine öffent-
liche Unterstützung von Kandida-
ten eintreten, waren in den sieb-
ziger Jahren bei der gesetzlichen 
Einrichtung eines solchen Sys-
tems für Präsidentschaftswahlen 
sowie für einige Wahlen auf bun-
desstaatlicher und auf kommu-
naler Ebene erfolgreich, konnten 
sich mit ihrer Idee aber nicht bei 
den amerikanischen Kongress-
wahlen durchsetzen. Seit 1976 
haben die Präsidentschaftskandi-
daten der großen Parteien automa-
tisch Anrecht auf eine Subvention 
für die allgemeine Wahl (etwa je 
67 Millionen Dollar für den Re-
publikaner George W. Bush und 
den Demokraten Al Gore im Jahr 
2000). Die Parteien erhalten für 
ihre Nominierungsparteitage Sub-
ventionen, und bei den Vorwahlen 
gibt es staatliche Gelder, mit de-
nen kleine Einzelspenden an die 
Kandidaten verdoppelt werden.

Als Gegenleistung für die Un-
terstützung müssen sich die Kan-
didaten verpflichten, ihre Wahl-
kampfausgaben zu begrenzen. 
Diese Regelung wurde vom 
Obersten Bundesgericht zugelas-
sen, da sie freiwilliger Natur ist. 
Die Wirksamkeit dieser Grenzen 
wurde jedoch von der Fähigkeit 
interessierter Personen und Grup-
pen untergraben, trotzdem Geld 
für die Kandidaten zur Verfügung 
zu stellen. Dies geschieht auf le-
galem Weg, allerdings in einer 
Weise, die über den Rahmen des 
amerikanischen Bundesgesetzes 
hinausgeht („weiches Geld“, das 
im Folgenden erklärt wird).

DIE WESENTLICHEN 
GRUNDSÄTZE DER 
BUNDESGESETZE

Seit den siebziger Jahren re-
geln drei wesentliche Grundsät-
ze die Bundesgesetze zur Wahl-
kampffinanzierung in den Verei-
nigten Staaten. Sie gelten für alle 
Präsidentschafts- und Kongress-
wahlen. (Jeder der 50 Bundes-
staaten hat seine eigenen Regeln 
für Wahlen auf bundesstaatlicher 
oder kommunaler Ebene.) Diese 
Grundsätze sind die folgenden:

Herbert Hoover, 
Republikaner 

(1929-1933)

Franklin D. Roosevelt, 
Demokrat 

(1933-1945)
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ÖFFENTLICHE BEKANNTGABE 
FINANZIELLER AKTIVITÄTEN

Öffentliche Transparenz der 
Wahlgelder vereinfacht eine 
Kontrolle seitens der Opposition 
und der Medien und gilt daher als 
bestes Mittel zur Abschreckung 
von Korruption, die durch Wahl-
kampfspenden und -ausgaben 
entstehen könnte. Über diesen 
Aspekt der staatlichen Regelun-
gen herrscht weitgehend Einig-
keit, zumindest im Grundsatz. 
Auf Bundesebene müssen daher 
in regelmäßigen Abständen Be-
richte angefertigt werden, in de-
nen sowohl die Gesamtsummen 
als auch detaillierte Auflistungen 
aller Summen über 200 Dollar 
eingetragen sind.

VERBOTE BESTIMMTER 
GELDQUELLEN

Für Unternehmen, Bundesban-
ken und Gewerkschaften war es 
lange verboten, Gelder aus ihren 
Kassen – Unternehmensgewinne 
und Mitgliedsbeiträge – zu ver-
wenden, um Bundeswahlen zu 
beeinflussen. Allerdings sind die-
se Geldquellen bei vielen Wahlen 
auf bundesstaatlicher Ebene zuge-
lassen. Diese Vereinigungen kön-
nen jedoch politische Aktionsaus-
schüsse einsetzen, um freiwillige 
Spenden von Geschäftsführern, 
Aktionären und Gewerkschafts-
mitgliedern zu sammeln. Solche 
Fonds können bei Bundeswah-
len eingesetzt werden und da-
durch den Einfluss der spenden-
den Unternehmen oder Gewerk-
schaften geltend machen. Ferner 
sind bei allen amerikanischen 
Wahlen Spenden von Ausländern 
verboten.

BEGRENZUNG BESTIMMTER 
GELDQUELLEN 

Die Bundesgesetze begrenzen 
die Summen, mit denen Kandida-
ten, Parteien und Gruppen, die an 
Bundeswahlen teilnehmen, unter-
stützt werden dürfen. Hierbei 
spielt es keine Rolle, ob diese Gel-
der von Einzelpersonen, politi-
schen Aktionsausschüssen oder 
Parteien kommen. Eine Einzelper-
son darf einen Kandidaten mit 
2.000 Dollar pro Wahl unterstüt-
zen und in einem Zweijahreszeit-
raum insgesamt 95.000 Dollar an 
die Gesamtheit der Kandidaten, 
Parteien und politischen Aus-
schüsse spenden. Ein politischer 
Ausschuss darf einen Kandidaten 
pro Wahl mit höchstens 5.000 

Dollar unterstützen, für die Ge-
samtsumme der Spenden gibt es 
allerdings keine Obergrenze.

DER ANSTOSS FÜR EINE 
REFORM DER WAHLKAMPF-
FINANZIERUNG

Die Probleme, die aus 
der Verbindung von Geld 
und Politik hervorgehen, 
haben das Thema Wahl-
kampffinanzierung zu 
einem Dauerbrenner in 
den Vereinigten Staaten 
gemacht. In den achtzi-
ger und neunziger Jah-
ren haben Befürworter 
der Reformen erfolglos 
versucht, das Regelwerk 
aus den siebziger Jah-
ren zu verschärfen, um 
so die Rolle und Bedeu-
tung des Geldes im poli-
tischen System einzudämmen.

Das Gesetz, das schließlich 
2002 verabschiedet wurde, hat-
te jedoch wenig Ähnlichkeit mit 
seinen Vorgängern. Während jene 
Maßnahmen darauf abzielten, das 
bestehende Bundesregulierungs-
system zu verbessern, ist das 
Ziel des Überparteilichen Geset-
zes zur Reform der Wahlkampffi-
nanzierung (Bipartisan Campaign 
Reform Act – BCRA) aus dem Jahr 
2002 (auch bekannt als McCain-
Feingold, da diese beiden Sena-
toren die treibenden Kräfte bei 
der Umsetzung des Gesetzes wa-
ren) der Erhalt des Systems. Dazu 
sollen Aktivitäten, die von den 
Befürwortern als Umgehung des 
Bundesgesetzes zur Wahlkampf-
finanzierung gesehen wurden, der 
Regulierung durch die Bundesauf-
sicht unterworfen werden.

In den achtziger Jahren began-
nen die Bundesparteien, wesent-
lich mehr Geld zu sammeln, als 
eigentlich laut Bundesgesetz er-
laubt war, obwohl dies scheinbar 
nicht bei den Bundeswahlen ein-
gesetzt wurde. Die Rückkehr des 
„Geldsacks“ – des mächtigen, 
wohlhabenden Spenders, die ei-
gentlich durch die Reformen der 
siebziger Jahre gestoppt werden 
sollte – führte zu einem rasanten 
Anstieg des „weichen Geldes“ 
bei den amerikanischen Wahlen. 
Dieser Begriff beschreibt Gel-
der, die außerhalb des Rahmens 
des Bundesgesetzes zur Wahl-
kampffinanzierung gesammelt 
und ausgegeben werden, die aber 
zumindest indirekten Einfluss auf 
die Bundeswahlen haben, im Ge-

gensatz zu „hartem Geld“, das in 
Übereinstimmung mit den Bun-
deswahlgesetzen gesammelt und 
ausgegeben wird.

Meist wurden diese weichen 
Geldspenden – in Beträgen und 
aus Geldquellen, die bei den Bun-
deswahlen nicht eingesetzt wer-
den dürfen – an Parteiorganisati-
onen in den Bundesstaaten weiter-
geleitet, wo sie für die Arbeit an 
der Basis und die Mobilisierung 
der Wähler eingesetzt wurden. 
Durch die Förderung dieser Ak-
tivitäten unterstützten sie unwei-
gerlich sowohl die Bundeskan-
didaten als auch die Wahlen auf 
bundesstaatlicher und kommuna-
ler Ebene, auf die sie ausgerich-
tet waren. Darüber hinaus ließen 
die gemeinsamen Spendenaufrufe 
von Funktionären und Kandidaten 
der Partei auf Bundes- und Bun-
desstaatenebene den Schluss zu, 
dass die Spenden in erster Linie 
der Unterstützung der Bundeskan-
didaten dienen sollten.

Erst während der Bundeswah-
len 1996 setzte sich schließlich 
die Meinung durch, dass das Re-
gulierungssystem dem Zusam-
menbruch nahe sei. Es wurden in 
jenem Jahr nicht nur 900 Millio-
nen Dollar weiches Geld von den 
politischen Parteien gesammelt, 

Von oben nach unten: 
Der demokratische 
Gouverneurskandidat 
John Baldacci spricht im 
Juni 2002 zu Anhängern 
in Augusta, Maine. Der 
Wahlkampf des Jahres 
2002 war der erste, 
bei dem Kandidaten 
öffentliche Mittel für ihre 
Kampagne erhielten. 
Präsident Bush winkt 
seinen Anhängern 
bei einer Fundraising-
Veranstaltung in Los 
Angeles im Juni 2003. 
Der republikanische 
Gouverneur des 
Bundesstaats New 
York, George Pataki, 
schüttelt die Hand 
eines Anhängers bei 
einer Fundraising-
Veranstaltung.

Harry S. Truman, 
Demokrat 
(1945-1953)

Dwight D. Eisenhower, 
Republikaner 
(1953-1961)
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Lyndon B. Johnson, 
Demokrat 

(1963-1969)

sondern Interessengruppen und 
politische Parteien entdeckten 
einen neuen Weg, um die Bun-
deswahlen unter Umgehung der 
Beschränkungen durch Bundes-
gesetze zu beeinflussen: Lobbyis-
mus zu wahlbezogenen Themen. 
Bei dieser Form der Unterstüt-
zung durch weiches Geld werden 
die Kandidaten durch öffentliche 
Mitteilungen mit Meinungen zu 
bestimmten Themen in Verbin-
dung gebracht, ohne dass explizit 
die Ablehnung oder Wahl eines 
ausdrücklich erwähnten Kandida-
ten gefordert wird.

Da die meisten Gerichte unterer 
Instanzen bei der Auslegung des 
Urteils im Fall Buckley ./. Valeo 
eine explizite Formulierung for-
derten, um die Mitteilung staatli-
chen Regulierungen zu unterwer-
fen, konnten Gruppen öffentliche 
Informationen verbreiten, die po-
sitive oder negative Meinungen 
von Amtsinhabern – die zudem 
Kandidaten bei den bevorstehen-
den Wahlen waren – bestärkten, 
ohne den Beschränkungen durch 
die Bundeswahlgesetze zu unter-
liegen. Bei den Wahlen des Jahres 
1996 und den folgenden Wahlen 
wurden schätzungsweise zwei-
stellige Dollar-Millionenbeträge 
auf diese Art ausgegeben, wobei 
es unmöglich ist, die genauen Be-
träge festzustellen, da nur eine ge-
ringe oder gar keine Offenlegung 
erforderlich war.

DIE AUSWIRKUNG VON 
MCCAIN-FEINGOLD
Nach 1996 verlagerten die Refor-
mer ihre Konzentration von der 
Begrenzung der politischen Akti-
onsausschüsse, der Wahlkampf-
ausgaben und der öffentlichen Fi-
nanzierung auf das Schließen von 
Schlupflöchern, die ihrer Mei-

nung nach die staatliche Re-
gulierung der Gelder in der 
Politik immer bedeutungs-
loser werden ließen. Das 
McCain-Feingold-Gesetz 
aus dem Jahr 2002 verbietet 
Bundesparteien, Bundes-
kandidaten oder gewählten 
Vertretern im Allgemeinen, 
weiches Geld zu sammeln 
oder auszugeben. Außer-
dem verbietet es den Partei-
en auf bundesstaatlicher 
und kommunaler Ebene 
weiches Geld für „Aktivitä-
ten im Bundeswahlkampf“ 
auszugeben. In Bezug auf 
Lobbyismus für bestimmte 

Themen fordert das neue Gesetz 
eine Offenlegung jeglicher politi-
scher Werbung, die sich auf aus-
drücklich genannte Kandidaten 
für Bundesämter bezieht und bis 
zu 30 Tage vor einer Vorwahl 
oder 60 Tage vor einer allgemei-
nen Wahl gesendet wird. Ferner 
verbietet es Spenden aus Unter-
nehmens- oder Gewerkschafts-
mitteln.

Während der Jahre, in denen 
über die Verabschiedung des Ge-
setzes McCain-Feingold debat-
tiert wurde, hing die Frage der 
Verfassungsmäßigkeit über den 
Diskussionen. Das war vielleicht 
unvermeidlich nach den Erfahrun-
gen mit dem Buckley ./. Valeo-Ur-
teil von 1976, das ein System mit 
weitreichenden Folgen für Geld-
ströme bei Bundeswahlen hin-
terließ, das sich der Kongress so 
nicht vorgestellt hatte. Je näher 
das Gesetz der Verabschiedung 
kam, desto stärker rückte die Fra-
ge der Verfassungsmäßigkeit in 
den Vordergrund der Debatte. 
Da der Wahlkampf 2004 bereits 
begonnen hat und die Politiker 
sich an das neue Gesetz anpassen 
möchten, wartet die politische 
Gemeinschaft gespannt auf eine 
schnelle gerichtliche Überprü-
fung, die von McCain-Feingold 
in Auftrag gegeben wurde.

Am 2. Mai 2003 gab es das erste 
Urteil, als das amerikanische Be-
zirksgericht für den District of Co-
lumbia im Fall McConnell ./. Bun-
deswahlkommission das generel-
le Verbot zum Sammeln weichen 
Geldes durch Bundesparteien 
verbunden mit der anschließen-
den Nutzung durch Parteiorga-
nisationen auf bundesstaatlicher 
und kommunaler Ebene verwarf, 
das Verbot öffentlicher Mittei-
lungen, die die Bundeswahlen 

direkter betreffen könnten sowie 
das Sammeln weichen Geldes 
von Kandidaten und gewählten 
Vertretern auf Bundesebene aber 
bestehen ließ. Außerdem verwarf 
das Gericht die zeitnah zu Wah-
len bestehende Einschränkung 
von Werbespots für Bundeskan-
didaten, überraschte Beobachter 
aber mit der Genehmigung ei-
ner subjektiveren Regelung, die 
die Werbespots unabhängig vom 
Ausstrahlungszeitpunkt danach 
beurteilt, ob sie einen Bundes-
kandidaten unterstützen oder ab-
lehnen. Das Urteil wurde später 
ausgesetzt, um die Verwirrung 
unter den Wahlkämpfern des Jah-
res 2004 so gering wie möglich 
zu halten. Die endgültige Ent-
scheidung obliegt dem Obersten 
Bundesgericht, vor dem im Sep-
tember die mündlichen Anhörun-
gen stattfinden werden.

Wird das Oberste Bundesge-
richt dem seit der Buckley ./. Va-
leo-Entscheidung allgemein vor-
herrschendem Muster folgen und 
die Ausweitung der Regelungen 
des neuen Gesetzes auf die Re-
defreiheit zurückweisen? Oder 
wird es aufgrund von umfangrei-
chem Beweismaterial und Jahren 
der Erfahrung mit früheren Ge-
setzen zu dem Schluss kommen, 
dass die Gefahren von Korrup-
tion und übermäßigem Einfluss 
durch wohlhabende Personen und 
Gruppen vielleicht doch stärkere 
Regulierung erfordern als andern-
falls wünschenswert wäre? Sicher 
ist, das zu erwartende Urteil des 
Obersten Bundesgerichtes wird 
tiefgreifende Auswirkungen auf 
zukünftige Anstrengungen zur 
Regulierung von Geldströmen in 
der Politik haben.

Joseph E. Cantor, Experte für 
Fragen zur amerikanischen Bundes-
regierung beim Forschungsdienst 
des Kongresses, einer Abteilung 
der Kongressbibliothek, begann 
seine Karriere dort 1973, nachdem 
er seinen BA von der Johns Hopkins 
University erhalten hatte. Seit 1979 
ist sein Spezialgebiet Wahlkampffi-
nanzierung. Auf diesem Gebiet berät 
er den Kongress, analysiert relevan-
te Punkte und schlägt entsprechende 
Gesetzesänderungen vor.              ■

John F. Kennedy, 
Demokrat 

(1961-1963)

Richard M. Nixon, 
Republikaner 

(1969-1974)

Gerald Ford, 
Republikaner 

(1974-1977)

Jimmy Carter, 
Demokrat 

(1977-1981)

Republikanische Mitglieder des 
kalifornischen Landtags (state 
assembly) verkünden die Bildung eines 
neuen Political Action Committees im 
Mai 1999, mit dem die Beteiligung von 
Latinos in den politischen Prozessen 
auf nationaler- und bundesstaatlicher 
Ebene gefördert werden soll.
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Caucus – parteiinterne Wahl-
versammlung: Eine Zusammen-
kunft, besonders von Menschen, 
deren Ziel ein politischer oder 
organisatorischer Wandel ist. Im 
amerikanischen Präsidentschafts-
wahlkampf versteht man darunter 
eine Zusammenkunft der örtlichen 
Parteimitglieder während des No-
minierungsverfahrens für den Prä-
sidentschaftskandidaten. In einem 
„Stufensystem“ von Parteiver-
sammlungen wählen die auf Wahl-
kreisebene arbeitenden örtlichen 
Parteimitglieder Abgeordnete für 
Treffen auf Landkreisebene aus, 
die wiederum Delegierte für Zu-
sammenkünfte auf Bundesstaate-
nebene auswählen. Bei diesen Par-
teitagen der Bundesstaaten werden 
die Abgeordneten für den nationa-
len Parteitag zur Nominierung des 
Präsidentschaftskandidaten ausge-
wählt. Der Zweck dieses Systems 
von Parteiversammlungen besteht 
darin, durch die Wahl der Delegier-
ten anzudeuten, welchen Kandida-
ten die Parteimitglieder der einzel-
nen Bundesstaaten bevorzugen. 
Damit soll die Nominierung der 
Präsidentschaftskandidaten demo-
kratisiert werden, da die bevorzug-
ten Kandidaten im Wesentlichen 
bereits zu Beginn des gesamten 
Verfahrens auf Wahlkreisebene 
bestimmt werden.

Coattails – Sogwirkung: Eine 
Anspielung auf die Rockschöße 
eines Gehrocks. In der amerika-
nischen Politik versteht man da-
runter die Fähigkeit eines beliebten 
Amtsinhabers oder Kandidaten für 
ein Amt, aufgrund seiner eigenen 
Popularität die Chancen für einen 
Wahlsieg anderer Kandidaten der-
selben Partei zu erhöhen. Man sagt, 
dieser Kandidat trägt andere „auf 
seinen Rockschößen“ zum Sieg.

Conservative – konservativ: 
In der amerikanischen Politik be-
zeichnet der Begriff jede politische 
Meinung von gemäßigt rechts von 
der Mitte bis zu entschieden rechts 
von der Mitte. Von den beiden 
großen Parteien in den Vereinig-
ten Staaten wird die Republikani-
sche generell als die konservative-
re angesehen. Politisch konservativ 

eingestellte Bürger der Vereinigten 
Staaten unterstützen für gewöhn-
lich das Prinzip der freien Markt-
wirtschaft und niedrige Steuern. 
Zugleich misstrauen sie dem Ein-
fluss der Bundesregierung im Ge-
gensatz zu dem der Bundesstaaten 
und Kommunen.

Convention bounce – Popula-
ritätsanstieg durch den Partei-
tag: Ein Anstieg der Popularität 
eines Präsidentschaftskandidaten 
– wie in öffentlichen Meinungsum-
fragen ersichtlich – in den Tagen 
unmittelbar nach seiner Nominie-
rung für das Präsidentenamt durch 
den Bundesparteitag der Republi-
kaner oder der Demokraten.

Debate – Debatte: Eine Diskus-
sion unter Beteiligung von zwei 
oder mehr Seiten, die gegenteilige 
Meinungen zu einem bestimmten 
Thema vertreten. In den vergange-
nen Jahren wurden die Debatten in 
den Vereinigten Staaten häufig im 
Fernsehen übertragen. Dabei legen 
alle Präsidentschafts- und Vizeprä-
sidentschaftskandidaten ihre eige-
ne und die Sichtweise ihrer Partei 
dar, indem sie Fragen der Medien 
und des Publikums beantworten. 
Die Debatten können auch im Ra-
dio oder in einem Gemeindezent-
rum geführt werden. Sie erstrecken 
sich auf die zur Wahl stehenden 
Ämter aller Regierungsebenen.

Divided government – geteilte 
Regierung: Der Begriff bezeich-
net für gewöhnlich eine Situation, 
in der der Präsident Mitglied einer 
politischen Partei ist und mindes-
tens eine Kammer des Kongresses 
(entweder der Senat oder das Re-
präsentantenhaus) von der Oppo-
sitionspartei kontrolliert wird. Die-
se Situation kann es auch auf Bun-
desstaatenebene geben, wobei eine 
Partei das Amt des Gouverneurs 
kontrolliert und eine andere die 
Legislative des Bundesstaats. Im 
politischen System der Vereinigten 
Staaten gibt es häufig eine geteilte 
Regierung. Historisch hat dies die 
Auswirkung, dass es nicht zu radi-
kalen Veränderungen kommt und 
die Politiker beider Parteien zu 
Kompromissen bei Gesetzesvor-
lagen motiviert werden.

Electoral College – Wahlmän-
nerkollegium: Wenn amerikani-
sche Wähler ihre Stimme bei der 
Präsidentschaftswahl abgeben, 
denken viele, dass sie an einer Di-
rektwahl des Präsidenten teilneh-
men. Genau genommen stimmt 
das nicht, da es das Wahlmänner-
kollegium gibt, ein verfassungs-

rechtliches Relikt aus dem 18. 
Jahrhundert. Wahlmännerkollegi-
um ist der Name für eine Gruppe 
von „Wahlmännern“, die von den 
Parteimitgliedern in den einzelnen 
Bundesstaaten aufgestellt werden. 
Am Wahltag werden diese Wahl-
männer, die jeweils für einen der 
Kandidaten stehen, von der Be-
völkerung gewählt. Im Dezem-
ber nach der Präsidentschaftswahl 
kommen die Wahlmänner in den 
jeweiligen Hauptstädten der Bun-
desstaaten zusammen und geben 
ihre Stimmen für den Präsidenten 
und den Vizepräsidenten ab. Der 
Präsident braucht mindestens 270 
Wahlmännerstimmen, um gewählt 
zu werden.

Federal Election Commission 
(FEC) – Bundeswahlkommissi-
on: Eine unabhängige Kontrollbe-
hörde, die mit der Auslegung und 
Umsetzung des Gesetzes über die 
Finanzierung von Bundeswahl-
kämpfen beauftragt ist. Die FEC 
wurde 1974 durch einen Zusatzar-
tikel zum Bundeswahlkampfgesetz 
von 1971 gegründet.

Front-loading – Frontlader: 
Darunter versteht man die Praxis, 
Landesparteitage und Vorwahlen 
in den Bundesstaaten immer frü-
her vor der allgemeinen Wahl zu 
veranstalten. Indem sie die Vor-
wahlen auf einen frühen Zeitpunkt 
legen, hoffen die Bundesstaaten, 
einem oder zwei Präsidentschafts-
kandidaten zu dem entscheiden-
den Auftrieb zu verhelfen und 
damit beträchtlichen Einfluss auf 
die Nominierung jeder Partei aus-
zuüben.

Front-runner – Spitzenrei-
ter: Ein Kandidat bei einer Wahl 
oder einem Nominierungsverfah-
ren, der als der populärste oder als 
wahrscheinlicher Gewinner ange-
sehen wird.

Gender gap – geschlechtsspe-
zifische Wahl: Bei den letzten 
Wahlen haben die amerikanischen 
Frauen oft anders als die Männer 
gewählt und häufig die Kandidaten 
der Demokraten oder der liberalen 
Seite des politischen Spektrums 
denen der Republikaner vorgezo-
gen. Die Presse bezeichnet dieses 
Phänomen als „geschlechtsspezi-
fische Wahl“.

Hard money/soft money – har-
tes Geld/weiches Geld: Diese Be-
griffe werden zur Unterscheidung 
zwischen Wahlkampfgeldern be-
nutzt, die entweder unter das Ge-
setz über die Finanzierung von 
Bundeswahlkämpfen fallen oder 

POLITISCHES 
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DEN WAHLEN

nicht. Hartes Geld un-
terliegt gesetzlichen 
Vorschriften und kann 
benutzt werden, um den 
Ausgang von Bundes-
wahlen zu beeinflussen 
– das heißt, um die Wahl 
bestimmter Kandida-
ten zu fördern. Weiches 
Geld unterliegt nicht 
dem Gesetz und kann 
nur für Aktivitäten aus-
gegeben werden, die die 
Wahl der Kandidaten für 
ein Bundesamt nicht be-
einflussen - das heißt, für 
Dinge wie Kampagnen 
zur Wählerregistrierung, 
Aktivitäten zum Aufbau 
der Partei, Verwaltungs-
kosten und Unterstüt-
zung der Kandidaten auf 
Bundesstaatenebene und 
in den Kommunen.

Horse race – Pferde-
rennen: Als Umschrei-
bung für einen Wahl-
kampf benutzt, vermit-
telt der Begriff „Pferde-
rennen“ ein Gefühl der 
Spannung, das man bei 
einem Sportereignis er-
lebt. Der Begriff bezieht 
sich auch auf die Medi-
enberichterstattung über 
die Wahlkampagnen, die 
häufig die Position der 
Kandidaten in öffentli-
chen Meinungsumfra-
gen hervorheben – als 
wären sie Pferde bei ei-
nem Rennen – anstelle 
der Meinung der Kandi-
daten zu den einzelnen 
Themen.

Liberal – liberal: Im 
politischen Spektrum 
der Vereinigten Staaten 
stehen die „Liberalen“ 
leicht links von der Mit-
te oder etwas links von 
der Mitte. Von den bei-
den großen politischen 
Parteien werden die De-
mokraten der derzeiti-
gen Definition des Be-
griffs nach als liberaler 
angesehen. „Politisch“ 
Liberale befürworten 
größeren Einfluss der 
Bundesregierung zur 
Behebung vermeintli-
cher sozialer Ungerech-
tigkeiten; „kulturell“ Li-
berale unterstützen den 
Feminismus, die Rech-
te von Minderheiten und 
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eine Betonung der per-
sönlichen Freiheit.

Midterm election 
– Zwischenwahl: Eine 
Wahl, bei der es um Sitze 
im amerikanischen Senat 
und im Repräsentanten-
haus geht. Sie findet wäh-
rend der Amtszeit des Prä-
sidenten statt – das heißt, 
nach der Hälfte der vier-
jährigen Amtszeit. Die Er-
gebnisse werden manch-
mal als öffentliches Refe-
rendum für die Leistung 
des Präsidenten in den 
ersten zwei Jahren seiner 
Amtszeit interpretiert. 
Bei den Zwischenwahlen 
werden einige Mitglieder 
des amerikanischen Se-
nats und alle Abgeordne-
ten des Repräsentanten-
hauses sowie zahlreiche 
Regierungsvertreter der 
Bundesstaaten und Kom-
munen gewählt.

Negative ads – nega-
tive Werbespots: Wer-
besendungen, mit de-
nen die Wähler von der 
Wahl eines Kandidaten 
überzeugt werden sollen, 
indem man den Gegner 
schlecht aussehen lässt – 
entweder durch Angriffe 
auf seinen Charakter oder 
auf seine Aussagen zum 
Wahlprogramm.

Platform – Wahlpro-
gramm: Im Zusammen-
hang mit den amerikani-
schen Präsidentschafts-
wahlen bezieht sich die-
ser Begriff auf die offizi-
ellen schriftlichen Äuße-
rungen einer politischen 
Partei zu ihren Grund-
sätzen und Zielen, die 
während des Nominie-
rungsverfahrens für den 
Präsidentschaftskandi-
daten zusammengestellt 
und verteilt werden. In 
den vergangenen Jahren 
haben diese Programme 
an Bedeutung verloren, 
da sich das Fernsehen 
mehr auf die Persönlich-
keit und die mögliche 
Führungsstärke der Kan-
didaten konzentriert.

Plurality rule – rela-
tive Mehrheit: Eine Me-
thode, um den Gewinner 
in einer Wahl auszuma-

chen. Eine Mehrheit der Stimmen 
ist die Gesamtzahl der von einem 
Kandidaten errungenen Stimmen, 
die größer ist als die der Stimmen 
eines Gegners aber häufig weniger 
als 50 Prozent der Stimmen. Das 
heißt, wenn ein Kandidat 30 Pro-
zent der Stimmen auf sich verei-
nigt, ein zweiter ebenfalls 30 Pro-
zent erhält und ein dritter 40 Pro-
zent, hat der dritte Kandidat die 
Mehrheit der Stimmen und ge-
winnt die Wahl.

Primary election – Vorwahl: 
Eine Wahlveranstaltung, bei der 
der Kandidat einer politischen 
Partei für ein spezifisches öffent-
liches Amt bestimmt wird. Vor-
wahlen können auf allen Regie-
rungsebenen abgehalten werden. 
Dazu zählen kommunale Bürger-
meisterwahlen, Kreiswahlen für 
das Repräsentantenhaus, Gou-
verneurs- oder Senatswahlen auf 
Bundesstaatenebene und die Wahl 
des Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten. Bei „geschlossenen“ 
Vorwahlen können nur registrier-
te Mitglieder einer Partei wählen. 
Bei „offenen“ Vorwahlen können 
Wähler einer Partei („Überwechs-
ler“) bei der Vorwahl einer anderen 
Partei wählen.

Vorwahlen für Präsidentschafts-
kandidaten werden auf Bundes-
staatenebene abgehalten um fest-
zustellen, welchen Kandidaten die 
Einwohner dieses Bundesstaats 
für die Partei bevorzugen. Abhän-
gig vom Gesetz des Bundesstaats 
können die Wähler ihre Stimme 
direkt für ihren bevorzugten Prä-
sidentschaftskandidaten oder für 
Delegierte abgeben, die sich zur 
Unterstützung dieses Präsident-
schaftskandidaten beim Parteitag 
„verpflichtet“ haben. Wenn sie 
früh genug in der politischen Sai-
son durchgeführt werden, können 
Vorwahlen auf Bundesstaaten-
ebene gelegentlich führende Prä-
sidentschaftskandidaten aufhalten 
und eine Welle der Unterstützung 
für einen weniger bekannten Kan-
didaten hervorrufen. Anmerkung: 
Die Vorwahl ist eine Alternative 
zur parteiinternen Wahlversamm-
lung, dem caucus.

Protest vote – Protestwäh-
ler: Stimmen für Kandidaten ei-
ner dritten Partei oder Außensei-
ter einer großen Partei, für deren 
Wahl es nur eine geringe Chance 
gibt. So wird Unzufriedenheit mit 
den Kandidaten der beiden großen 
politischen Parteien zum Ausdruck 
gebracht.
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Redistricting – Wahlbezirk-
umgestaltung: Neue Festlegung 
der geografischen Grenzen der 
Kongresswahlbezirke, den Wahl-
bezirken der Bundesstaaten, aus 
denen die Mitglieder des Reprä-
sentantenhauses gewählt werden. 
Sowohl Demokraten als auch Re-
publikaner konkurrieren auf Bun-
desstaatenebene um die rechtli-
chen und politischen Mechanis-
men der Wahlbezirkumgestaltung 
– meist, indem sie die gesetzge-
bende Körperschaft der Staaten 
kontrollieren. So können sie die 
Grenzen von Kongresswahlbezir-
ken auf eine Art und Weise neu zie-
hen, die ihnen Vorteile für die Wahl 
ihrer eigenen Partei bringt.

Regionalization – Regionali-
sierung: Die 50 Vereinigten Staa-
ten sind inoffiziell in etwa sechs 
Regionen unterteilt, deren Bun-
desstaaten gewisse geografische 
und kulturelle Eigenschaften tei-
len, durch die sie sich von den 
anderen Regionen unterscheiden. 
Während der Vorwahlsaison der 
Präsidentschaftswahlen bezieht 
sich „Regionalisierung“ auf die 
Praxis der Bundesstaaten, sich 
mit anderen Staaten ihrer Region 
zusammenzutun, um den Einfluss 
dieser Region auf die Wahlen zu 
maximieren. Oft geschieht dies, 
indem die Vorwahlen in dieser 
Region am gleichen Tag abgehal-
ten werden.

Single-member-district – Be-
zirk mit einem Abgeordne-
ten: Das aktuelle amerikanische 
Wahlsystem für Abgeordnete auf 
nationaler und Bundesstaatenebe-
ne, nach dem in jedem Bezirk ein 
Kandidat gewählt wird. Gewinner 
ist der Kandidat mit den meisten 
Stimmen. Nach dem single-mem-
ber-System kann pro Bezirk nur 
eine Partei gewinnen. Das steht 
im direktem Gegensatz zum Ver-
hältniswahlsystem, bei dem die 
Bezirke wesentlich größer sind 
und mehrere Abgeordnete gleich-
zeitig gewählt werden – basie-
rend auf dem Stimmenanteil ih-
rer Parteien.

Sound bite – Schlagwort: Eine 
kurze, gut zitierbare Aussage ei-
nes Kandidaten für ein Amt, die in 
den Radio- und Fernsehnachrich-
tenprogrammen wiederholt wird.

Spin doctor/spin – Medien-
berater: Ein Medien- oder po-
litischer Berater, der von einem 
Wahlkampfteam eingestellt wird 
um sicherzugehen, dass der Kan-
didat in jeder Situation die best-

mögliche Publicity erhält. Bei-
spielsweise gehen die spin doc-
tors nach jeder Debatte zwischen 
Präsidentschaftskandidaten auf die 
Journalisten zu, um die Stärken ih-
res Kandidaten in der Debatte he-
rauszustellen und die Presse – und 
damit die Öffentlichkeit – davon 
zu überzeugen, dass ihr Kandi-
dat die Debatte „gewonnen“ hat. 
Wenn diese Medienberater ihre 
Kunst ausüben, sagt man, sie „dre-
hen an“ (spin) einer Situation oder 
einem Ereignis.

Third Party – dritte Partei: 
Jede politische Partei, die nicht zu 
den Parteien gehört, die die ame-
rikanische Politik im 20. Jahrhun-
dert beherrscht haben: die Repub-
likanische und die Demokratische 
Partei.

Ticket-splitting – Stimmen-
splitten: Das Vergeben der Stim-
men an Kandidaten verschiedener 
politischer Parteien bei der glei-
chen Wahl – beispielsweise an ei-
nen demokratischen Präsidenten 
und einen republikanischen Sena-
tor. Weil man dabei nicht alle Kan-
didaten einer Partei wählt, spricht 
man vom „Splitten“ der Stimmen.

Town meeting – Gemeindever-
sammlung: Ein informelles Tref-
fen eines Amtsinhabers oder eines 
Kandidaten für ein Amt mit einer 
Gruppe, oft aus der Umgebung, 
bei der das Publikum dem Amts-
inhaber oder Kandidaten direkt 
Fragen stellt.

Tracking survey – Wiederho-
lungsbefragungen: Eine Art Mei-
nungsumfrage, bei der die Wäh-
lermeinung im Verlauf des Wahl-
kampfs „verfolgt“ werden kann. 
Bei der ursprünglichen Umfrage 
wird die gleiche Anzahl von Wäh-
lern an drei aufeinander folgenden 
Abenden befragt - beispielsweise 
400 Wähler pro Abend, also insge-
samt 1.200 Erhebungen. Am vier-
ten Abend befragt der Meinungs-
forscher 400 weitere Wähler, fügt 
ihre Antworten zu den gewonne-
nen Daten hinzu und lässt dafür 
die Antworten des ersten Abends 
unberücksichtigt. Wird auf diese 
Weise fortgefahren, ergibt sich 
eine rollierende Stichprobe von 
konstant 1.200 Antworten der vori-
gen drei Abende. Im Lauf der Zeit 
können die Wahlkampfveranstalter 
die Daten der gesamten Umfrage 
auswerten und die Auswirkungen 
bestimmter Ereignisse auf das Ver-
halten der Wähler bestimmen.
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Bill Clinton, 
Demokrat 
(1993-2001)

George W. Bush, 
Republikaner 
(seit 2001)
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